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A. Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 

Teil 1 Allgemeiner Teil 

Kapitel 1 Vorschriften für alle Versicherungszweige 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 

§ 1  Vertragstypische Pflichten 

Der Versicherer verpflichtet sich mit dem Versicherungsvertrag, ein bestimmtes 
Risiko des Versicherungsnehmers oder eines Dritten durch eine Leistung abzusi-
chern, die er bei Eintritt des vereinbarten Versicherungsfalles zu erbringen hat. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, an den Versicherer die vereinbarte 
Zahlung (Prämie) zu leisten. 

§ 2  Rückwärtsversicherung 

(1)  Der Versicherungsvertrag kann vorsehen, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses beginnt (Rückwärtsversicherung). 

(2)  Hat der Versicherer bei Abgabe seiner Vertragserklärung davon Kenntnis, 
dass der Eintritt eines Versicherungsfalles ausgeschlossen ist, steht ihm ein 
Anspruch auf die Prämie nicht zu. Hat der Versicherungsnehmer bei Abga-
be seiner Vertragserklärung davon Kenntnis, dass ein Versicherungsfall 
schon eingetreten ist, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

(3)  Wird der Vertrag von einem Vertreter geschlossen, ist in den Fällen des Ab-
satzes 2 sowohl die Kenntnis des Vertreters als auch die Kenntnis des Ver-
tretenen zu berücksichtigen. 

(4)  § 37 Abs. 2 ist auf die Rückwärtsversicherung nicht anzuwenden. 

§ 3  Versicherungsschein 

(1)  Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer einen Versicherungsschein 
in Textform, auf dessen Verlangen als Urkunde, zu übermitteln. 

(2)  Wird der Vertrag nicht durch eine Niederlassung des Versicherers im Inland 
geschlossen, ist im Versicherungsschein die Anschrift des Versicherers und 
der Niederlassung, über die der Vertrag geschlossen worden ist, anzuge-
ben. 

(3)  Ist ein Versicherungsschein abhandengekommen oder vernichtet, kann der 
Versicherungsnehmer vom Versicherer die Ausstellung eines neuen Versi-
cherungsscheins verlangen. Unterliegt der Versicherungsschein der Kraft-
loserklärung, ist der Versicherer erst nach der Kraftloserklärung zur Ausstel-
lung verpflichtet. 

(4)  Der Versicherungsnehmer kann jederzeit vom Versicherer Abschriften der 
Erklärungen verlangen, die er mit Bezug auf den Vertrag abgegeben hat. 
Benötigt der Versicherungsnehmer die Abschriften für die Vornahme von 
Handlungen gegenüber dem Versicherer, die an eine bestimmte Frist ge-
bunden sind, und sind sie ihm nicht schon früher vom Versicherer übermit-
telt worden, ist der Lauf der Frist vom Zugang des Verlangens beim Versi-
cherer bis zum Eingang der Abschriften beim Versicherungsnehmer ge-
hemmt. 

(5)  Die Kosten für die Erteilung eines neuen Versicherungsscheins nach Absatz 
3 und der Abschriften nach Absatz 4 hat der Versicherungsnehmer zu tra-
gen und auf Verlangen vorzuschießen. 

§ 4  Versicherungsschein auf den Inhaber 

(1)  Auf einen als Urkunde auf den Inhaber ausgestellten Versicherungsschein 
ist § 808 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden. 

(2)  Ist im Vertrag bestimmt, dass der Versicherer nur gegen Rückgabe eines als 
Urkunde ausgestellten Versicherungsscheins zu leisten hat, genügt, wenn 
der Versicherungsnehmer erklärt, zur Rückgabe außerstande zu sein, das 

öffentlich beglaubigte Anerkenntnis, dass die Schuld erloschen sei. Satz 1 
ist nicht anzuwenden, wenn der Versicherungsschein der Kraftloserklärung 
unterliegt. 

§ 5  Abweichender Versicherungsschein 

(1)  Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag des Versiche-
rungsnehmers oder den getroffenen Vereinbarungen ab, gilt die Abwei-
chung als genehmigt, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt 
sind und der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach Zu-
gang des Versicherungsscheins in Textform widerspricht. 

(2)  Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermittlung des Versi-
cherungsscheins darauf hinzuweisen, dass Abweichungen als genehmigt 
gelten, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Versicherungsscheins in Textform widerspricht. Auf jede Ab-
weichung und die hiermit verbundenen Rechtsfolgen ist der Versiche-
rungsnehmer durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf-
merksam zu machen. 

(3)  Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht erfüllt, gilt der 
Vertrag als mit dem Inhalt des Antrags des Versicherungsnehmers ge-
schlossen. 

(4)  Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf verzichtet, 
den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam. 

§ 6  Beratung des Versicherungsnehmers 

(1)  Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der Schwierig-
keit, die angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der Person des Ver-
sicherungsnehmers und dessen Situation hierfür Anlass besteht, nach sei-
nen Wünschen und Bedürfnissen zu befragen und, auch unter Berücksich-
tigung eines angemessenen Verhältnisses zwischen Beratungsaufwand und 
der vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Prämien, zu beraten sowie die 
Gründe für jeden zu einer bestimmten Versicherung erteilten Rat anzuge-
ben. Er hat dies unter Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen 
Versicherungsvertrags zu dokumentieren. 

(2)  Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer den erteilten Rat und die 
Gründe hierfür klar und verständlich vor dem Abschluss des Vertrags in 
Textform zu übermitteln. Die Angaben dürfen mündlich übermittelt wer-
den, wenn der Versicherungsnehmer dies wünscht oder wenn und soweit 
der Versicherer vorläufige Deckung gewährt. In diesen Fällen sind die An-
gaben unverzüglich nach Vertragsschluss dem Versicherungsnehmer in 
Textform zu übermitteln; dies gilt nicht, wenn ein Vertrag nicht zustande 
kommt und für Verträge über vorläufige Deckung bei Pflichtversicherun-
gen. 

(3)  Der Versicherungsnehmer kann auf die Beratung und Dokumentation nach 
den Absätzen 1 und 2 durch eine gesonderte schriftliche Erklärung verzich-
ten, in der er vom Versicherer ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass 
sich ein Verzicht nachteilig auf seine Möglichkeit auswirken kann, gegen 
den Versicherer einen Schadensersatzanspruch nach Absatz 5 geltend zu 
machen. 

(4)  Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 besteht auch nach Vertragsschluss 
während der Dauer des Versicherungsverhältnisses, soweit für den Versi-
cherer ein Anlass für eine Nachfrage und Beratung des Versicherungsneh-
mers erkennbar ist. Der Versicherungsnehmer kann im Einzelfall auf eine 
Beratung durch schriftliche Erklärung verzichten. 

(5)  Verletzt der Versicherer eine Verpflichtung nach Absatz 1, 2 oder 4, ist er 
dem Versicherungsnehmer zum Ersatz des hierdurch entstehenden Scha-
dens verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Versicherer die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. 

(6)  Die Absätze 1 bis 5 sind auf Versicherungsverträge über ein Großrisiko im 
Sinn des § 210 Absatz 2 nicht anzuwenden, ferner dann nicht, wenn der 
Vertrag mit dem Versicherungsnehmer von einem Versicherungsmakler 
vermittelt wird oder wenn es sich um einen Vertrag im Fernabsatz im Sinn 
des § 312c des Bürgerlichen Gesetzbuchs handelt. 

§ 7  Information des Versicherungsnehmers 

(1)  Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer rechtzeitig vor Abgabe von 
dessen Vertragserklärung seine Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die in einer Rechtsverord-
nung nach Absatz 2 bestimmten Informationen in Textform mitzuteilen. 
Die Mitteilungen sind in einer dem eingesetzten Kommunikationsmittel 
entsprechenden Weise klar und verständlich zu übermitteln. Wird der Ver-
trag auf Verlangen des Versicherungsnehmers telefonisch oder unter Ver-
wendung eines anderen Kommunikationsmittels geschlossen, das die In-
formation in Textform vor der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 
nicht gestattet, muss die Information unverzüglich nach Vertragsschluss 
nachgeholt werden; dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer durch 
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eine gesonderte schriftliche Erklärung auf eine Information vor Abgabe sei-
ner Vertragserklärung ausdrücklich verzichtet. 

(2)  Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen und im Benehmen mit dem Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zum Zweck einer 
umfassenden Information des Versicherungsnehmers festzulegen,  
1. welche Einzelheiten des Vertrags, insbesondere zum Versicherer, zur 

angebotenen Leistung und zu den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen sowie zum Bestehen eines Widerrufsrechts, dem Versiche-
rungsnehmer mitzuteilen sind,  

2. welche weiteren Informationen dem Versicherungsnehmer bei der 
Lebensversicherung, insbesondere über die zu erwartenden Leistun-
gen, ihre Ermittlung und Berechnung, über eine Modellrechnung so-
wie über die Abschluss- und Vertriebskosten, soweit eine Verrech-
nung mit Prämien erfolgt, und über sonstige Kosten mitzuteilen sind, 

3. welche weiteren Informationen bei der Krankenversicherung, insbe-
sondere über die Prämienentwicklung und -gestaltung sowie die Ab-
schluss- und Vertriebskosten, mitzuteilen sind, 

4. was dem Versicherungsnehmer mitzuteilen ist, wenn der Versicherer 
mit ihm telefonisch Kontakt aufgenommen hat und 

5. in welcher Art und Weise die Informationen zu erteilen sind. 
Bei der Festlegung der Mitteilungen nach Satz 1 sind die vorgeschriebenen 
Angaben nach der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversi-
cherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) sowie zur Änderung der 
Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG (ABl. EG Nr. L 228 S. 1), der 
Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
September 2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Ver-
braucher und zur Änderung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der 
Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG (ABl. EG Nr. L 271 S. 16) sowie der 
Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
November 2002 über Lebensversicherungen (ABl. EG Nr. L 345 S. 1) zu be-
achten. 

(3)  In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 ist ferner zu bestimmen, was der 
Versicherer während der Laufzeit des Vertrags in Textform mitteilen muss; 
dies gilt insbesondere bei Änderungen früherer Informationen, ferner bei 
der Krankenversicherung bei Prämienerhöhungen und hinsichtlich der 
Möglichkeit eines Tarifwechsels sowie bei der Lebensversicherung mit 
Überschussbeteiligung hinsichtlich der Entwicklung der Ansprüche des Ver-
sicherungsnehmers. 

(4)  Der Versicherungsnehmer kann während der Laufzeit des Vertrags jederzeit 
vom Versicherer verlangen, dass ihm dieser die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen in einer Urkunde 
übermittelt; die Kosten für die erste Übermittlung hat der Versicherer zu 
tragen. 

(5)  Die Absätze 1 bis 4 sind auf Versicherungsverträge über ein Großrisiko im 
Sinn des § 210 Absatz 2 nicht anzuwenden. Ist bei einem solchen Vertrag 
der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, hat ihm der Versicherer 
vor Vertragsschluss das anwendbare Recht und die zuständige Aufsichts-
behörde in Textform mitzuteilen. 

§ 8  Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers 

(1)  Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von 14 
Tagen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform gegenüber dem Versicherer 
zu erklären und muss keine Begründung enthalten; zur Fristwahrung ge-
nügt die rechtzeitige Absendung. 

(2)  Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende Unterlagen 
dem Versicherungsnehmer in Textform zugegangen sind:  
1. der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen einschließlich 

der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die weiteren Infor-
mationen nach § 7 Abs. 1 und 2 und 

2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs, die dem Versicherungsnehmer seine Rechte 
entsprechend den Erfordernissen des eingesetzten Kommunikationsmit-
tels deutlich macht und die den Namen und die ladungsfähige Anschrift 
desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, sowie einen 
Hinweis auf den Fristbeginn und auf die Regelungen des Absatzes 1 Satz 
2 enthält. 

 Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen nach Satz 1 obliegt dem 
Versicherer. 

(3)  Das Widerrufsrecht besteht nicht  
1. bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem 

Monat, 
2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei denn, es 

handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312c des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, 

3. bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeitsvertragli-
chen Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich um einen Fern-
absatzvertrag im Sinn des § 312c des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

4. bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des § 210 Ab-
satz 2. 

 Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf 
ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers vollständig erfüllt ist, 
bevor der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht ausgeübt hat. 

(4)  Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist abweichend 
von Absatz 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in § 312i Absatz 1 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten Pflichten. 

(5)  Die nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 zu erteilende Belehrung genügt den dort 
genannten Anforderungen, wenn das Muster der Anlage zu diesem Gesetz 
in Textform verwendet wird. Der Versicherer darf unter Beachtung von Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 2 in Format und Schriftgröße von dem Muster abweichen 
und Zusätze wie die Firma oder ein Kennzeichen des Versicherers anbrin-
gen. 

§ 9  Rechtsfolgen des Widerrufs 

(1)  Übt der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht nach § 8 Abs. 1 aus, hat 
der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallen-
den Teil der Prämien zu erstatten, wenn der Versicherungsnehmer in der 
Belehrung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 auf sein Widerrufsrecht, die Rechts-
folgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen worden ist 
und zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wider-
rufsfrist beginnt; die Erstattungspflicht ist unverzüglich, spätestens 30 Tage 
nach Zugang des Widerrufs zu erfüllen. Ist der in Satz 1 genannte Hinweis 
unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich die für das erste Jahr des Versi-
cherungsschutzes gezahlten Prämien zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in An-
spruch genommen hat. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht nach § 8 wirksam aus-
geübt, ist er auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhän-
genden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag 
liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und 
eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage 
einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Ei-
ne Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 

§ 10 Beginn und Ende der Versicherung 

Ist die Dauer der Versicherung nach Tagen, Wochen, Monaten oder einem 
mehrere Monate umfassenden Zeitraum bestimmt, beginnt die Versiche-
rung mit Beginn des Tages, an dem der Vertrag geschlossen wird; er endet 
mit Ablauf des letzten Tages der Vertragszeit. 

§ 11 Verlängerung, Kündigung 

(1)  Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen Versicherungsver-
hältnis im Voraus eine Verlängerung für den Fall vereinbart, dass das Versi-
cherungsverhältnis nicht vor Ablauf der Vertragszeit gekündigt wird, ist die 
Verlängerung unwirksam, soweit sie sich jeweils auf mehr als ein Jahr er-
streckt. 

(2)  Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, kann es 
von beiden Vertragsparteien nur für den Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode gekündigt werden. Auf das Kündigungsrecht können sie ein-
vernehmlich bis zur Dauer von zwei Jahren verzichten. 

(3)  Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich sein; sie darf 
nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Monate betragen. 

(4)  Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei Jahren ge-
schlossen worden ist, kann vom Versicherungsnehmer zum Schluss des 
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten gekündigt werden. 

§ 12 Versicherungsperiode 

Als Versicherungsperiode gilt, falls nicht die Prämie nach kürzeren Zeitabschnit-
ten bemessen ist, der Zeitraum eines Jahres. 

§ 13 Änderung von Anschrift und Name 

(1)  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versi-
cherer nicht mitgeteilt, genügt für eine dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugebende Willenserklärung die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift des Versiche-
rungsnehmers. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes 
als zugegangen. Die Sätze 1 und 2 sind im Fall einer Namensänderung des 
Versicherungsnehmers entsprechend anzuwenden. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem Gewerbebetrieb 
genommen, ist bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung Absatz 
1 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 14 Fälligkeit der Geldleistung 

(1)  Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur Fest-
stellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leistung des Versi-
cherers notwendigen Erhebungen. 

(2)  Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf eines Monats seit der Anzeige 
des Versicherungsfalles beendet, kann der Versicherungsnehmer Ab-
schlagszahlungen in Höhe des Betrags verlangen, den der Versicherer vo-
raussichtlich mindestens zu zahlen hat. Der Lauf der Frist ist gehemmt, so-
lange die Erhebungen infolge eines Verschuldens des Versicherungsneh-
mers nicht beendet werden können. 

(3)  Eine Vereinbarung, durch die der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Zahlung von Verzugszinsen befreit wird, ist unwirksam. 

§ 15 Hemmung der Verjährung 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer angemeldet 
worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Ent-
scheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht. 
 

§ 16 Insolvenz des Versicherers 
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(1)  Wird über das Vermögen des Versicherers das Insolvenzverfahren eröffnet, 
endet das Versicherungsverhältnis mit Ablauf eines Monats seit der Eröff-
nung; bis zu diesem Zeitpunkt bleibt es der Insolvenzmasse gegenüber 
wirksam. 

(2)  Die Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes über die Wirkungen 
der Insolvenzeröffnung bleiben unberührt. 

§ 17 Abtretungsverbot bei unpfändbaren Sachen 

Soweit sich die Versicherung auf unpfändbare Sachen bezieht, kann eine Forde-
rung aus der Versicherung nur auf solche Gläubiger des Versicherungsnehmers 
übertragen werden, die diesem zum Ersatz der zerstörten oder beschädigten Sa-
chen andere Sachen geliefert haben. 

§ 18 Abweichende Vereinbarungen 

Von § 3 Abs. 1 bis 4, § 5 Abs. 1 bis 3, den §§ 6 bis 9 und 11 Abs. 2 bis 4, § 14 
Abs. 2 Satz 1 und § 15 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers ab-
gewichen werden. 
 

Abschnitt 2  Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 

§ 19 Anzeigepflicht 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung die 
ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss des Versicherers, 
den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und 
nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat, dem Versicherer anzu-
zeigen. Stellt der Versicherer nach der Vertragserklärung des Versiche-
rungsnehmers, aber vor Vertragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist 
der Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

(2)  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Absatz 1, 
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. 

(3)  Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 

(4)  Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung 
der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 Satz 2 sind 
ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hät-
te. Die anderen Bedingungen werden auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend, bei einer vom Versicherungsnehmer nicht zu vertretenden 
Pflichtverletzung ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestand-
teil. 

(5)  Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. Die 
Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

(6)  Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsänderung die 
Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer 
hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuwei-
sen. 

§ 20 Vertreter des Versicherungsnehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, 
sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des § 21 Abs. 2 Satz 2 sowie 
Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die 
Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Ver-
sicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertre-
ter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

§ 21 Ausübung der Rechte des Versicherers 

(1)  Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden Rechte 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. Der Versicherer hat bei der Ausübung seiner Rechte die Umstände 
anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere 
Umstände zur Begründung seiner Erklärung angeben, wenn für diese die 
Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 

(2)  Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Versicherungs-
falles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, die Ver-
letzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen Umstand, der weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich 
ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

(3)  Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen nach Ablauf 
von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, 
die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Hat der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt, beläuft sich die Frist 
auf zehn Jahre. 

§ 22 Arglistige Täuschung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufech-
ten, bleibt unberührt. 

§ 23 Gefahrerhöhung 

(1)  Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragserklärung ohne 
Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder de-
ren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

(2)  Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne Einwilligung 
des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, 
hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

(3)  Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers eine 
Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er die Gefahrer-
höhung, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen. 

§ 24 Kündigung wegen Gefahrerhöhung 

(1)  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1, 
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es 
sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Verpflichtung weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrläs-
sigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 

(2)  In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 kann der Ver-
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-
gen. 

(3)  Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Erhöhung 
der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der 
vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

§ 25 Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung 

(1)  Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeitpunkt der Ge-
fahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen für diese höhere Gefahr 
entsprechende Prämie verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen. Für das Erlöschen dieses Rechtes gilt § 24 Abs. 3 entspre-
chend. 

(2)  Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro-
zent oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
dieses Recht hinzuweisen. 

§ 26 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

(1)  Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist der Versiche-
rer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei-
nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

(2)  In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist der Versi-
cherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugegangen sein müssen, es sei denn, dem Versicherer war 
die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt bekannt. Er ist zur Leistung ver-
pflichtet, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 
nicht auf Vorsatz beruht; im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Ab-
satz 1 Satz 2. 

(3)  Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet,  

1.  soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 

2.   wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt 
war. 

§ 27 Unerhebliche Gefahrerhöhung 

Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche Erhöhung 
der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als vereinbart anzusehen 
ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll. 
 

§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 

(1)  Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versicherungs-
nehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu 
erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung ei-
ner Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf Vorsatz o-
der auf grober Fahrlässigkeit. 

(2)  Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vom Versi-
cherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit nicht zur Leis-
tung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verlet-
zung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei-
nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
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chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

(3)  Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, so-
weit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

(4)  Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ab-
satz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass 
der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

(5)  Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer ver-
traglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist unwirksam. 

§ 29 Teilrücktritt, Teilkündigung, teilweise Leistungsfreiheit 

(1)  Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach den Vor-
schriften dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur Kündigung berechtigt 
ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen vor, auf die 
sich die Versicherung bezieht, steht dem Versicherer das Recht zum Rück-
tritt oder zur Kündigung für den übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen 
ist, dass für diesen allein der Versicherer den Vertrag unter den gleichen 
Bedingungen nicht geschlossen hätte. 

(2)  Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung 
bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen Gebrauch, ist der 
Versicherungsnehmer berechtigt, das Versicherungsverhältnis bezüglich des 
übrigen Teils zu kündigen. Die Kündigung muss spätestens zum Schluss der 
Versicherungsperiode erklärt werden, in welcher der Rücktritt oder die 
Kündigung des Versicherers wirksam wird. 

(3)  Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer wegen einer Ver-
letzung der Vorschriften über die Gefahrerhöhung ganz oder teilweise leis-
tungsfrei ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen vor, 
auf die sich die Versicherung bezieht, ist auf die Leistungsfreiheit Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. 

§ 30 Anzeige des Versicherungsfalles 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt des Versicherungsfalles, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unverzüglich anzu-
zeigen. Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers ei-
nem Dritten zu, ist auch dieser zur Anzeige verpflichtet. 

(2)  Auf eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer im Fall der Verletzung 
der Anzeigepflicht nach Absatz 1 Satz 1 nicht zur Leistung verpflichtet ist, 
kann sich der Versicherer nicht berufen, wenn er auf andere Weise vom 
Eintritt des Versicherungsfalles rechtzeitig Kenntnis erlangt hat. 

§ 31 Auskunftspflicht des Versicherungsnehmers 

(1)  Der Versicherer kann nach dem Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, 
dass der Versicherungsnehmer jede Auskunft erteilt, die zur Feststellung 
des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versi-
cherers erforderlich ist. Belege kann der Versicherer insoweit verlangen, als 
deren Beschaffung dem Versicherungsnehmer billigerweise zugemutet 
werden kann. 

(2)  Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten 
zu, hat auch dieser die Pflichten nach Absatz 1 zu erfüllen. 

§ 32 Abweichende Vereinbarungen 

Von den §§ 19 bis 28 Abs. 4 und § 31 Abs. 1 Satz 2 kann nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers abgewichen werden. Für Anzeigen nach diesem Ab-
schnitt, zu denen der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, kann jedoch die 
Schrift- oder die Textform vereinbart werden. 

 

Abschnitt 3 Prämie 

§ 33 Fälligkeit 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat eine einmalige Prämie oder, wenn laufende 
Prämien vereinbart sind, die erste Prämie unverzüglich nach Ablauf von 14 
Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

(2)  Ist die Prämie zuletzt vom Versicherer eingezogen worden, ist der Versiche-
rungsnehmer zur Übermittlung der Prämie erst verpflichtet, wenn er vom 
Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

§ 34 Zahlung durch Dritte 

(1)  Der Versicherer muss fällige Prämien oder sonstige ihm auf Grund des Ver-
trags zustehende Zahlungen vom Versicherten bei einer Versicherung für 
fremde Rechnung, von einem Bezugsberechtigten, der ein Recht auf die 
Leistung des Versicherers erworben hat, sowie von einem Pfandgläubiger 
auch dann annehmen, wenn er die Zahlung nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zurückweisen könnte. 

(2)  Ein Pfandrecht an der Versicherungsforderung kann auch wegen der Be-
träge einschließlich ihrer Zinsen geltend gemacht werden, die der Pfand-
gläubiger zur Zahlung von Prämien oder zu sonstigen dem Versicherer auf 
Grund des Vertrags zustehenden Zahlungen verwendet hat. 

§ 35 Aufrechnung durch den Versicherer 

Der Versicherer kann eine fällige Prämienforderung oder eine andere ihm aus 
dem Vertrag zustehende fällige Forderung gegen eine Forderung aus der Versi-
cherung auch dann aufrechnen, wenn diese Forderung nicht dem Versiche-
rungsnehmer, sondern einem Dritten zusteht. 

§ 36 Leistungsort 

(1)  Leistungsort für die Zahlung der Prämie ist der jeweilige Wohnsitz des Ver-
sicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer hat jedoch auf seine Gefahr 
und seine Kosten die Prämie dem Versicherer zu übermitteln. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem Gewerbebetrieb 
genommen, tritt, wenn er seine gewerbliche Niederlassung an einem ande-
ren Ort hat, der Ort der Niederlassung an die Stelle des Wohnsitzes. 

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstprämie 

(1)  Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, ist der 
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom Ver-
trag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten. 

(2)  Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versicherungsfalles 
nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, 
der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Der Ver-
sicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie 
aufmerksam gemacht hat. 

§ 38 Zahlungsverzug bei Folgeprämie 

(1)  Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist be-
stimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist 
nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den 
Absätzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammenge-
fassten Verträgen sind die Beträge jeweils getrennt anzugeben. 

(2)  Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versicherungs-
nehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten 
in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

(3)  Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Bestimmung 
der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam 
wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung 
in Verzug ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung aus-
drücklich hinzuweisen. Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versi-
cherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn 
sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt. 

§ 39 Vorzeitige Vertragsbeendigung 

(1)  Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Ver-
sicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versicherungsperiode 
nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Ver-
sicherungsschutz bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 oder durch Anfechtung des Versiche-
rers wegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer die Prä-
mie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. 
Tritt der Versicherer nach § 37 Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

(2)  Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versicherungsneh-
mer den auf die Zeit nach der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
entfallenden Teil der Prämie unter Abzug der für diese Zeit aufgewendeten 
Kosten zurückfordern. 

§ 40 Kündigung bei Prämienerhöhung 

(1)  Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel die Prämie, oh-
ne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, kündigen. Der 
Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer 
spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Erhöhung der Prämie 
zugehen. 

(2)  Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherer auf Grund einer Anpas-
sungsklausel den Umfang des Versicherungsschutzes vermindert, ohne die 
Prämie entsprechend herabzusetzen. 

§ 41 Herabsetzung der Prämie 

Ist wegen bestimmter gefahrerhöhender Umstände eine höhere Prämie verein-
bart und sind diese Umstände nach Antragstellung des Versicherungsnehmers 
oder nach Vertragsschluss weggefallen oder bedeutungslos geworden, kann der 
Versicherungsnehmer verlangen, dass die Prämie ab Zugang des Verlangens 
beim Versicherer angemessen herabgesetzt wird. Dies gilt auch, wenn die Be-
messung der höheren Prämie durch unrichtige, auf einem Irrtum des Versiche-
rungsnehmers beruhende Angaben über einen solchen Umstand veranlasst 
worden ist. 

§ 42 Abweichende Vereinbarungen 
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Von § 33 Abs. 2 und den §§ 37 bis 41 kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers abgewichen werden. 
 

Abschnitt 4 Versicherung für fremde Rechnung 

§ 43 Begriffsbestimmung 

(1)  Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Na-
men für einen anderen, mit oder ohne Benennung der Person des Versi-
cherten, schließen (Versicherung für fremde Rechnung). 

(2)  Wird der Versicherungsvertrag für einen anderen geschlossen, ist, auch 
wenn dieser benannt wird, im Zweifel anzunehmen, dass der Versiche-
rungsnehmer nicht als Vertreter, sondern im eigenen Namen für fremde 
Rechnung handelt. 

(3)  Ergibt sich aus den Umständen nicht, dass der Versicherungsvertrag für ei-
nen anderen geschlossen werden soll, gilt er als für eigene Rechnung ge-
schlossen. 

§ 44 Rechte des Versicherten 

(1)  Bei der Versicherung für fremde Rechnung stehen die Rechte aus dem Ver-
sicherungsvertrag dem Versicherten zu. Die Übermittlung des Versiche-
rungsscheins kann jedoch nur der Versicherungsnehmer verlangen. 

(2)  Der Versicherte kann ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers nur 
dann über seine Rechte verfügen und diese Rechte gerichtlich geltend ma-
chen, wenn er im Besitz des Versicherungsscheins ist. 

§ 45 Rechte des Versicherungsnehmers 

(1)  Der Versicherungsnehmer kann über die Rechte, die dem Versicherten aus 
dem Versicherungsvertrag zustehen, im eigenen Namen verfügen. 

(2)  Ist ein Versicherungsschein ausgestellt, ist der Versicherungsnehmer ohne 
Zustimmung des Versicherten zur Annahme der Leistung des Versicherers 
und zur Übertragung der Rechte des Versicherten nur befugt, wenn er im 
Besitz des Versicherungsscheins ist. 

(3)  Der Versicherer ist zur Leistung an den Versicherungsnehmer nur verpflich-
tet, wenn der Versicherte seine Zustimmung zu der Versicherung erteilt 
hat. 

§ 46 Rechte zwischen Versicherungsnehmer und Versichertem 

Der Versicherungsnehmer ist nicht verpflichtet, dem Versicherten oder, falls über 
dessen Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet ist, der Insolvenzmasse den 
Versicherungsschein auszuliefern, bevor er wegen seiner Ansprüche gegen den 
Versicherten in Bezug auf die versicherte Sache befriedigt ist. Er kann sich für 
diese Ansprüche aus der Entschädigungsforderung gegen den Versicherer und 
nach deren Einziehung aus der Entschädigungssumme vor dem Versicherten 
und dessen Gläubigern befriedigen. 

§ 47 Kenntnis und Verhalten des Versicherten 

(1)  Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 

(2)  Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, wenn der Ver-
trag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zu-
mutbar war. Der Versicherer braucht den Einwand, dass der Vertrag ohne 
Wissen des Versicherten geschlossen worden ist, nicht gegen sich gelten zu 
lassen, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Ver-
sicherten geschlossen und bei Vertragsschluss dem Versicherer nicht ange-
zeigt hat, dass er den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten schließt. 

§ 48 Versicherung für Rechnung „wen es angeht“ 

Ist die Versicherung für Rechnung „wen es angeht“ genommen oder ist dem 
Vertrag in sonstiger Weise zu entnehmen, dass unbestimmt bleiben soll, ob ei-
genes oder fremdes Interesse versichert ist, sind die §§ 43 bis 47 anzuwenden, 
wenn sich aus den Umständen ergibt, dass fremdes Interesse versichert ist. 

 

Abschnitt 5  Vorläufige Deckung 

§ 49 Inhalt des Vertrags 

(1)  Bei einem Versicherungsvertrag, dessen wesentlicher Inhalt die Gewährung 
einer vorläufigen Deckung durch den Versicherer ist, kann vereinbart wer-
den, dass dem Versicherungsnehmer die Vertragsbestimmungen und die 
Informationen nach § 7 Abs. 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 7 Abs. 2 nur auf Anforderung und spätestens mit dem Versiche-
rungsschein vom Versicherer zu übermitteln sind. Auf einen Fernabsatzver-
trag im Sinn des § 312c des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist Satz 1 nicht an-
zuwenden. 

(2)  Werden die Allgemeinen Versicherungsbedingungen dem Versicherungs-
nehmer bei Vertragsschluss nicht übermittelt, werden die vom Versicherer 
zu diesem Zeitpunkt für den vorläufigen Versicherungsschutz üblicherweise 
verwendeten Bedingungen, bei Fehlen solcher Bedingungen die für den 
Hauptvertrag vom Versicherer verwendeten Bedingungen auch ohne aus-
drücklichen Hinweis hierauf Vertragsbestandteil. Bestehen Zweifel, welche 
Bedingungen für den Vertrag gelten sollen, werden die zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses vom Versicherer verwendeten Bedingungen, die für den 
Versicherungsnehmer am günstigsten sind, Vertragsbestandteil. 

§ 50 Nichtzustandekommen des Hauptvertrags 

Ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, im Fall des Nichtzustandekommens 
des Hauptvertrags eine Prämie für die vorläufige Deckung zu zahlen, steht dem 
Versicherer ein Anspruch auf einen der Laufzeit der vorläufigen Deckung ent-
sprechenden Teil der Prämie zu, die beim Zustandekommen des Hauptvertrags 
für diesen zu zahlen wäre. 

§ 51 Prämienzahlung 

(1)  Der Beginn des Versicherungsschutzes kann von der Zahlung der Prämie 
abhängig gemacht werden, sofern der Versicherer den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Voraussetzung aufmerksam ge-
macht hat. 

(2)  Von Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers abgewi-
chen werden. 

§ 52 Beendigung des Vertrags 

(1)  Der Vertrag über vorläufige Deckung endet spätestens zu dem Zeitpunkt, 
zu dem nach einem vom Versicherungsnehmer geschlossenen Hauptver-
trag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige Deckung ein gleichartiger 
Versicherungsschutz beginnt. Ist der Beginn des Versicherungsschutzes 
nach dem Hauptvertrag oder dem weiteren Vertrag über vorläufige De-
ckung von der Zahlung der Prämie durch den Versicherungsnehmer ab-
hängig, endet der Vertrag über vorläufige Deckung bei Nichtzahlung oder 
verspäteter Zahlung der Prämie abweichend von Satz 1 spätestens zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Versicherungsnehmer mit der Prämienzahlung in 
Verzug ist, vorausgesetzt, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht 
hat. 

(2)  Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn der Versicherungsnehmer den 
Hauptvertrag oder den weiteren Vertrag über vorläufige Deckung mit ei-
nem anderen Versicherer schließt. Der Versicherungsnehmer hat dem bis-
herigen Versicherer den Vertragsschluss unverzüglich mitzuteilen. 

(3)  Kommt der Hauptvertrag mit dem Versicherer, mit dem der Vertrag über 
vorläufige Deckung besteht, nicht zustande, weil der Versicherungsnehmer 
seine Vertragserklärung nach § 8 widerruft oder nach § 5 Abs. 1 und 2 ei-
nen Widerspruch erklärt, endet der Vertrag über vorläufige Deckung spä-
testens mit dem Zugang des Widerrufs oder des Widerspruchs beim Versi-
cherer. 

(4)  Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, kann jede 
Vertragspartei den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Die Kün-
digung des Versicherers wird jedoch erst nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Zugang wirksam. 

(5)  Von den Absätzen 1 bis 4 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsneh-
mers abgewichen werden. 

 

Abschnitt 6  Laufende Versicherung 

§ 53 Anmeldepflicht 

Wird ein Vertrag in der Weise geschlossen, dass das versicherte Interesse bei 
Vertragsschluss nur der Gattung nach bezeichnet und erst nach seiner Entste-
hung dem Versicherer einzeln aufgegeben wird (laufende Versicherung), ist der 
Versicherungsnehmer verpflichtet, entweder die versicherten Risiken einzeln o-
der, wenn der Versicherer darauf verzichtet hat, die vereinbarte Prämiengrund-
lage unverzüglich anzumelden oder, wenn dies vereinbart ist, jeweils Deckungs-
zusage zu beantragen. 

§ 54 Verletzung der Anmeldepflicht 

(1)  Hat der Versicherungsnehmer die Anmeldung eines versicherten Risikos 
oder   der vereinbarten Prämiengrundlage oder die Beantragung der De-
ckungszusage unterlassen oder fehlerhaft vorgenommen, ist der Versiche-
rer nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anmelde- oder Antragspflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat und die Anmeldung oder den Antrag unverzüglich 
nach Kenntniserlangung von dem Fehler nachholt oder berichtigt. 

(2)  Verletzt der Versicherungsnehmer die Anmelde- oder Antragspflicht vor-
sätzlich, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen. Die Versiche-
rung von Einzelrisiken, für die der Versicherungsschutz begonnen hat, 
bleibt, wenn anderes nicht vereinbart ist, über das Ende der laufenden Ver-
sicherung hinaus bis zu dem Zeitpunkt bestehen, zu dem die vereinbarte 
Dauer der Versicherung dieser Einzelrisiken endet. Der Versicherer kann 
ferner die Prämie verlangen, die bis zum Wirksamwerden der Kündigung 
zu zahlen gewesen wäre, wenn der Versicherungsnehmer die Anmelde-
pflicht erfüllt hätte. 

§ 55 Einzelpolice 

(1)  Ist bei einer laufenden Versicherung ein Versicherungsschein für ein einzel-
nes Risiko (Einzelpolice) oder ein Versicherungszertifikat ausgestellt wor-
den, ist der Versicherer nur gegen Vorlage der Urkunde zur Leistung ver-
pflichtet. Durch die Leistung an den Inhaber der Urkunde wird er befreit. 

(2)  Ist die Urkunde abhandengekommen oder vernichtet, ist der Versicherer 
zur Leistung erst verpflichtet, wenn die Urkunde für kraftlos erklärt oder Si-
cherheit geleistet ist; eine Sicherheitsleistung durch Bürgen ist ausgeschlos-
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sen. Dies gilt auch für die Verpflichtung des Versicherers zur Ausstellung 
einer Ersatzurkunde. 

(3)  Der Inhalt der Einzelpolice oder eines Versicherungszertifikats gilt abwei-
chend von § 5 als vom Versicherungsnehmer genehmigt, wenn dieser nicht 
unverzüglich nach der Übermittlung widerspricht. Das Recht des Versiche-
rungsnehmers, die Genehmigung wegen Irrtums anzufechten, bleibt unbe-
rührt. 

§ 56 Verletzung der Anzeigepflicht 

(1)  Abweichend von § 19 Abs. 2 ist bei Verletzung der Anzeigepflicht der 
Rücktritt des Versicherers ausgeschlossen; der Versicherer kann innerhalb 
eines Monats von dem Zeitpunkt an, zu dem er Kenntnis von dem nicht 
oder unrichtig angezeigten Umstand erlangt hat, den Vertrag kündigen 
und die Leistung verweigern. Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflich-
tet, soweit der nicht oder unrichtig angezeigte Umstand nicht ursächlich 
für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war. 

(2)  Verweigert der Versicherer die Leistung, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, zu welchem dem 
Versicherungsnehmer die Entscheidung des Versicherers, die Leistung zu 
verweigern, zugeht. 

§ 57 Gefahränderung 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer eine Änderung der Gefahr 
unverzüglich anzuzeigen. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer eine Gefahrerhöhung nicht angezeigt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 
müssen. Er ist zur Leistung verpflichtet,  

  1. wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 

2.  2. wenn die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt 
worden ist oder 

  3. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war. 

(3)  Der Versicherer ist abweichend von § 24 nicht berechtigt, den Vertrag we-
gen einer Gefahrerhöhung zu kündigen. 

§ 58 Obliegenheitsverletzung 

(1)  Verletzt der Versicherungsnehmer bei einer laufenden Versicherung 
schuldhaft eine vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllende Obliegen-
heit, ist der Versicherer in Bezug auf ein versichertes Einzelrisiko, für das die 
verletzte Obliegenheit gilt, nicht zur Leistung verpflichtet. 

(2)  Bei schuldhafter Verletzung einer Obliegenheit kann der Versicherer den 
Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er Kenntnis von der Verletzung 
erlangt hat, mit einer Frist von einem Monat kündigen. 

 

Abschnitt 7  Versicherungsvermittler, Versicherungsberater 

Unterabschnitt 1  Mitteilungs- und Beratungspflichten 

§ 59 Begriffsbestimmungen 

(1)  Versicherungsvermittler im Sinn dieses Gesetzes sind Versicherungsvertre-
ter und Versicherungsmakler. 

(2)  Versicherungsvertreter im Sinn dieses Gesetzes ist, wer von einem Versiche-
rer oder einem Versicherungsvertreter damit betraut ist, gewerbsmäßig 
Versicherungsverträge zu vermitteln oder abzuschließen. 

(3)  Versicherungsmakler im Sinn dieses Gesetzes ist, wer gewerbsmäßig für 
den Auftraggeber die Vermittlung oder den Abschluss von Versicherungs-
verträgen übernimmt, ohne von einem Versicherer oder von einem Versi-
cherungsvertreter damit betraut zu sein. Als Versicherungsmakler gilt, wer 
gegenüber dem Versicherungsnehmer den Anschein erweckt, er erbringe 
seine Leistungen als Versicherungsmakler nach Satz 1. 

(4)  Versicherungsberater im Sinn dieses Gesetzes ist, wer gewerbsmäßig Dritte 
bei der Vereinbarung, Änderung oder Prüfung von Versicherungsverträgen 
oder bei der Wahrnehmung von Ansprüchen aus Versicherungsverträgen 
im Versicherungsfall berät oder gegenüber dem Versicherer außergericht-
lich vertritt, ohne von einem Versicherer einen wirtschaftlichen Vorteil zu 
erhalten oder in anderer Weise von ihm abhängig zu sein. 

§ 60 Beratungsgrundlage des Versicherungsvermittlers 

(1)  Der Versicherungsmakler ist verpflichtet, seinem Rat eine hinreichende Zahl 
von auf dem Markt angebotenen Versicherungsverträgen und von Versi-
cherern zu Grunde zu legen, so dass er nach fachlichen Kriterien eine Emp-
fehlung dahin abgeben kann, welcher Versicherungsvertrag geeignet ist, 
die Bedürfnisse des Versicherungsnehmers zu erfüllen. Dies gilt nicht, so-
weit er im Einzelfall vor Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungs-
nehmers diesen ausdrücklich auf eine eingeschränkte Versicherer- und Ver-
tragsauswahl hinweist. 

(2)  Der Versicherungsmakler, der nach Absatz 1 Satz 2 auf eine eingeschränk-
te Auswahl hinweist, und der Versicherungsvertreter haben dem Versiche-
rungsnehmer mitzuteilen, auf welcher Markt- und Informationsgrundlage 
sie ihre Leistung erbringen, und die Namen der ihrem Rat zu Grunde geleg-
ten Versicherer anzugeben. Der Versicherungsvertreter hat außerdem mit-

zuteilen, für welche Versicherer er seine Tätigkeit ausübt und ob er für die-
se ausschließlich tätig ist. 

(3)  Der Versicherungsnehmer kann auf die Mitteilungen und Angaben nach 
Absatz 2 durch eine gesonderte schriftliche Erklärung verzichten. 

§ 61 Beratungs- und Dokumentationspflichten des Versicherungsvermittlers 

(1)  Der Versicherungsvermittler hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der 
Schwierigkeit, die angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der Person 
des Versicherungsnehmers und dessen Situation hierfür Anlass besteht, 
nach seinen Wünschen und Bedürfnissen zu befragen und, auch unter Be-
rücksichtigung eines angemessenen Verhältnisses zwischen Beratungsauf-
wand und der vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Prämien, zu bera-
ten sowie die Gründe für jeden zu einer bestimmten Versicherung erteilten 
Rat anzugeben. Er hat dies unter Berücksichtigung der Komplexität des an-
gebotenen Versicherungsvertrags nach § 62 zu dokumentieren. 

(2)  Der Versicherungsnehmer kann auf die Beratung oder die Dokumentation 
nach Absatz 1 durch eine gesonderte schriftliche Erklärung verzichten, in 
der er vom Versicherungsvermittler ausdrücklich darauf hingewiesen wird, 
dass sich ein Verzicht nachteilig auf die Möglichkeit des Versicherungs-
nehmers auswirken kann, gegen den Versicherungsvermittler einen Scha-
densersatzanspruch nach § 63 geltend zu machen. 

§ 62 Zeitpunkt und Form der Information 

(1)  Dem Versicherungsnehmer sind die Informationen nach § 60 Abs. 2 vor 
Abgabe seiner Vertragserklärung, die Informationen nach § 61 Abs. 1 vor 
dem Abschluss des Vertrags klar und verständlich in Textform zu übermit-
teln. 

(2)  Die Informationen nach Absatz 1 dürfen mündlich übermittelt werden, 
wenn der Versicherungsnehmer dies wünscht oder wenn und soweit der 
Versicherer vorläufige Deckung gewährt. In diesen Fällen sind die Informa-
tionen unverzüglich nach Vertragsschluss, spätestens mit dem Versiche-
rungsschein dem Versicherungsnehmer in Textform zu übermitteln; dies 
gilt nicht für Verträge über vorläufige Deckung bei Pflichtversicherungen. 

§ 63 Schadensersatzpflicht 

Der Versicherungsvermittler ist zum Ersatz des Schadens verpflichtet, der dem 
Versicherungsnehmer durch die Verletzung einer Pflicht nach § 60 oder § 61 
entsteht. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsvermittler die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. 

§ 64 Zahlungssicherung zugunsten des Versicherungsnehmers 

Eine Bevollmächtigung des Versicherungsvermittlers durch den Versicherungs-
nehmer zur Annahme von Leistungen des Versicherers, die dieser auf Grund ei-
nes Versicherungsvertrags an den Versicherungsnehmer zu erbringen hat, be-
darf einer gesonderten schriftlichen Erklärung des Versicherungsnehmers. 

§ 65 Großrisiken 

Die §§ 60 bis 63 gelten nicht für die Vermittlung von Versicherungsverträgen 
über Großrisiken im Sinn des § 210 Absatz 2. 

§ 66 Sonstige Ausnahmen 

Die §§ 60 bis 64, 69 Abs. 2 und § 214 gelten nicht für Versicherungsvermittler 
im Sinn von § 34d Abs. 9 Nr. 1 der Gewerbeordnung. 

§ 67 Abweichende Vereinbarungen 

Von den §§ 60 bis 66 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers ab-
gewichen werden. 

§ 68 Versicherungsberater 

Die für Versicherungsmakler geltenden Vorschriften des § 60 Abs. 1 Satz 1, des 
§ 61 Abs. 1 und der §§ 62 bis 65 und 67 sind auf Versicherungsberater ent-
sprechend anzuwenden. Weitergehende Pflichten des Versicherungsberaters aus 
dem Auftragsverhältnis bleiben unberührt. 

 

Unterabschnitt 2  Vertretungsmacht 

§ 69 Gesetzliche Vollmacht 

(1)  Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt,  
  1. Anträge, die auf den Abschluss eines Versicherungsvertrags gerichtet 

sind, und deren Widerruf sowie die vor Vertragsschluss abzugebenden 
Anzeigen und sonstigen Erklärungen vom Versicherungsnehmer entge-
genzunehmen, 

  2. Anträge auf Verlängerung oder Änderung eines Versicherungsvertrags 
und deren Widerruf, die Kündigung, den Rücktritt und sonstige das Ver-
sicherungsverhältnis betreffende Erklärungen sowie die während der 
Dauer des Versicherungsverhältnisses zu erstattenden Anzeigen vom 
Versicherungsnehmer entgegenzunehmen und 

  3. die vom Versicherer ausgefertigten Versicherungsscheine oder 
Verlängerungsscheine dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

(2) Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versi-
cherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Ab-
schluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Be-
schränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen 
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sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zah-
lung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

(3)  Der Versicherungsnehmer trägt die Beweislast für die Abgabe oder den In-
halt eines Antrags oder einer sonstigen Willenserklärung nach Absatz 1 Nr. 
1 und 2. Die Beweislast für die Verletzung der Anzeigepflicht oder einer 
Obliegenheit durch den Versicherungsnehmer trägt der Versicherer. 

§ 70 Kenntnis des Versicherungsvertreters 

Soweit nach diesem Gesetz die Kenntnis des Versicherers erheblich ist, steht die 
Kenntnis des Versicherungsvertreters der Kenntnis des Versicherers gleich. Dies 
gilt nicht für die Kenntnis des Versicherungsvertreters, die er außerhalb seiner 
Tätigkeit als Vertreter und ohne Zusammenhang mit dem betreffenden Versi-
cherungsvertrag erlangt hat. 

§ 71 Abschlussvollmacht 

Ist der Versicherungsvertreter zum Abschluss von Versicherungsverträgen be-
vollmächtigt, ist er auch befugt, die Änderung oder Verlängerung solcher Ver-
träge zu vereinbaren sowie Kündigungs- und Rücktrittserklärungen abzugeben. 

§ 72 Beschränkung der Vertretungsmacht 

Eine Beschränkung der dem Versicherungsvertreter nach den §§ 69 und 71 zu-
stehenden Vertretungsmacht durch Allgemeine Versicherungsbedingungen ist 
gegenüber dem Versicherungsnehmer und Dritten unwirksam. 

§ 73 Angestellte und nicht gewerbsmäßig tätige Vermittler 

Die §§ 69 bis 72 sind auf Angestellte eines Versicherers, die mit der Vermittlung 
oder dem Abschluss von Versicherungsverträgen betraut sind, und auf Perso-
nen, die als Vertreter selbständig Versicherungsverträge vermitteln oder ab-
schließen, ohne gewerbsmäßig tätig zu sein, entsprechend anzuwenden. 
 

Kapitel 2  Schadensversicherung 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 

§ 74 Überversicherung 

(1)  Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses 
(Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspartei verlangen, dass die 
Versicherungssumme zur Beseitigung der Überversicherung unter verhält-
nismäßiger Minderung der Prämie mit sofortiger Wirkung herabgesetzt 
wird. 

(2)  Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, sich aus der 
Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

§ 75 Unterversicherung 

Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der Versicherungswert zur 
Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, ist der Versicherer nur verpflichtet, die 
Leistung nach dem Verhältnis der Versicherungssumme zu diesem Wert zu er-
bringen. 

§ 76 Taxe 

Der Versicherungswert kann durch Vereinbarung auf einen bestimmten Betrag 
(Taxe) festgesetzt werden. Die Taxe gilt auch als der Wert, den das versicherte 
Interesse bei Eintritt des Versicherungsfalles hat, es sei denn, sie übersteigt den 
wirklichen Versicherungswert zu diesem Zeitpunkt erheblich. Ist die Versiche-
rungssumme niedriger als die Taxe, hat der Versicherer, auch wenn die Taxe er-
heblich übersetzt ist, den Schaden nur nach dem Verhältnis der Versicherungs-
summe zur Taxe zu ersetzen. 

§ 77 Mehrere Versicherer 

(1)  Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versi-
chert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere Versicherung unverzüg-
lich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Ver-
sicherungssumme anzugeben. 

(2)  Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der entgehende 
Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige Schaden versichert, ist 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

§ 78 Haftung bei Mehrfachversicherung 

(1)  Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versi-
chert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschä-
digungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), haften 
die Versicherer in der Weise als Gesamtschuldner, dass jeder Versicherer 
den von ihm nach dem Vertrag zu leistenden Betrag zu zahlen hat, der 
Versicherungsnehmer aber insgesamt nicht mehr als den Betrag des Scha-
dens verlangen kann. 

(2)  Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach Maßgabe 
der Beträge verpflichtet, die sie dem Versicherungsnehmer nach dem je-
weiligen Vertrag zu zahlen haben. Ist auf eine der Versicherungen auslän-
disches Recht anzuwenden, kann der Versicherer, für den das ausländische 
Recht gilt, gegen den anderen Versicherer einen Anspruch auf Ausglei-

chung nur geltend machen, wenn er selbst nach dem für ihn maßgeblichen 
Recht zur Ausgleichung verpflichtet ist. 

(3)  Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht 
vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig; dem Ver-
sicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

§ 79 Beseitigung der Mehrfachversicherung 

(1)  Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversi-
cherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfach-
versicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später geschlossene 
Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die 
frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

(2)  Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch 
entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge 
der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Ver-
sicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer ge-
schlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige 
Herabsetzung der Versicherungssummen und der Prämien verlangen. 

§ 80 Fehlendes versichertes Interesse 

(1)  Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie verpflichtet, 
wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht; 
dies gilt auch, wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, 
nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäfts-
gebühr verlangen. 

(2)  Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, 
steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

(3)  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Ab-
sicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt. 

§ 81 Herbeiführung des Versicherungsfalles 

(1)  Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer vorsätzlich den Versicherungsfall herbeiführt. 

(2)  Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig her-
bei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. 

§ 82 Abwendung und Minderung des Schadens 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles nach 
Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. 

(2)  Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, soweit für ihn 
zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

(3)  Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist der Versi-
cherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verlet-
zung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

(4)  Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, so-
weit die Verletzung der Obliegenheit weder für die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

§ 83 Aufwendungsersatz 

(1)  Der Versicherer hat Aufwendungen des Versicherungsnehmers nach § 82 
Abs. 1 und 2, auch wenn sie erfolglos bleiben, insoweit zu erstatten, als 
der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für geboten halten 
durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Be-
trag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

(2)  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungsersatz nach Absatz 1 entsprechend kürzen. 

(3)  Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß den Weisungen 
des Versicherers macht, sind auch insoweit zu erstatten, als sie zusammen 
mit der sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen. 

(4)  Bei der Tierversicherung gehören die Kosten der Fütterung und der Pflege 
sowie die Kosten der tierärztlichen Untersuchung und Behandlung nicht zu 
den vom Versicherer nach den Absätzen 1 bis 3 zu erstattenden Aufwen-
dungen. 

§ 84 Sachverständigenverfahren 

(1)  Sollen nach dem Vertrag einzelne Voraussetzungen des Anspruchs aus der 
Versicherung oder die Höhe des Schadens durch Sachverständige festge-
stellt werden, ist die getroffene Feststellung nicht verbindlich, wenn sie of-



– 8 – 

fenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung er-
folgt in diesem Fall durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen o-
der sie verzögern. 

(2)  Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen durch das Gericht zu ernen-
nen, ist für die Ernennung das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Schaden entstanden ist. Durch eine ausdrückliche Vereinbarung der Betei-
ligten kann die Zuständigkeit eines anderen Amtsgerichts begründet wer-
den. Die Verfügung, durch die dem Antrag auf Ernennung der Sachver-
ständigen stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar. 

§ 85 Schadensermittlungskosten 

(1)  Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die durch die 
Ermittlung und Feststellung des von ihm zu ersetzenden Schadens entste-
hen, insoweit zu erstatten, als ihre Aufwendung den Umständen nach ge-
boten war. Diese Kosten sind auch insoweit zu erstatten, als sie zusammen 
mit der sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen. 

(2)  Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung eines Sachver-
ständigen oder eines Beistandes entstehen, hat der Versicherer nicht zu er-
statten, es sei denn, der Versicherungsnehmer ist zu der Zuziehung vertrag-
lich verpflichtet oder vom Versicherer aufgefordert worden. 

(3)  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz entsprechend kürzen. 

§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen 

(1)  Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten 
zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer 
den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden. 

(2)  Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Siche-
rung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch 
den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung 
insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem Drit-
ten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

(3)  Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Per-
son, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

§ 87 Abweichende Vereinbarungen 

Von den §§ 74, 78 Abs. 3, den §§ 80, 82 bis 84 Abs. 1 Satz 1 und § 86 kann 
nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers abgewichen werden. 
 

Abschnitt 2  Sachversicherung 

§ 88 Versicherungswert 

Soweit nichts anderes vereinbart ist, gilt als Versicherungswert, wenn sich die 
Versicherung auf eine Sache oder einen Inbegriff von Sachen bezieht, der Be-
trag, den der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung der versicherten Sache in 
neuwertigem Zustand unter Abzug des sich aus dem Unterschied zwischen alt 
und neu ergebenden Minderwertes aufzuwenden hat. 

§ 89 Versicherung für Inbegriff von Sachen 

(1)  Eine Versicherung, die für einen Inbegriff von Sachen genommen ist, um-
fasst die jeweils dem Inbegriff zugehörigen Sachen. 

(2)  Ist die Versicherung für einen Inbegriff von Sachen genommen, erstreckt 
sie sich auf die Sachen der Personen, mit denen der Versicherungsnehmer 
bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt oder die zu die-
sem Zeitpunkt in einem Dienstverhältnis zum Versicherungsnehmer stehen 
und ihre Tätigkeit an dem Ort ausüben, für den die Versicherung gilt. Die 
Versicherung gilt insoweit als für fremde Rechnung genommen. 

§ 90 Erweiterter Aufwendungsersatz 

Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevor-
stehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu min-
dern, ist § 83 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 entsprechend anzuwenden. 

§ 91 Verzinsung der Entschädigung 

Die vom Versicherer zu zahlende Entschädigung ist nach Ablauf eines Monats 
seit der Anzeige des Versicherungsfalles für das Jahr mit 4 Prozent zu verzinsen, 
soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangt werden 
können. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange der Schaden infolge eines Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers nicht festgestellt werden kann. 

 

§ 92 Kündigung nach Versicherungsfall 

(1)  Nach dem Eintritt des Versicherungsfalles kann jede Vertragspartei das Ver-
sicherungsverhältnis kündigen. 

(2)  Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der 
Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. Der Versicherer hat eine 
Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer 
kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode kündigen. 

(3)  Bei der Hagelversicherung kann der Versicherer nur für den Schluss der 
Versicherungsperiode kündigen, in welcher der Versicherungsfall eingetre-
ten ist. Kündigt der Versicherungsnehmer für einen früheren Zeitpunkt als 
den Schluss dieser Versicherungsperiode, steht dem Versicherer gleichwohl 
die Prämie für die laufende Versicherungsperiode zu. 

§ 93 Wiederherstellungsklausel 

Ist der Versicherer nach dem Vertrag verpflichtet, einen Teil der Entschädigung 
nur bei Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der versicherten Sache zu 
zahlen, kann der Versicherungsnehmer die Zahlung eines über den Versiche-
rungswert hinausgehenden Betrags erst verlangen, wenn die Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung gesichert ist. Der Versicherungsnehmer ist zur Rück-
zahlung der vom Versicherer geleisteten Entschädigung abzüglich des Versiche-
rungswertes der Sache verpflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens 
des Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederher-
gestellt oder wiederbeschafft worden ist. 

§ 94 Wirksamkeit der Zahlung gegenüber Hypothekengläubigern 

(1)  Im Fall des § 93 Satz 1 ist eine Zahlung, die ohne die Sicherung der Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung geleistet wird, einem Hypotheken-
gläubiger gegenüber nur wirksam, wenn ihm der Versicherer oder der Ver-
sicherungsnehmer mitgeteilt hat, dass ohne die Sicherung geleistet werden 
soll und seit dem Zugang der Mitteilung mindestens ein Monat verstrichen 
ist. 

(2)  Soweit die Entschädigungssumme nicht zu einer den Vertragsbestimmun-
gen entsprechenden Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung verwen-
det werden soll, kann der Versicherer mit Wirkung gegen einen Hypothe-
kengläubiger erst zahlen, wenn er oder der Versicherungsnehmer diese 
Absicht dem Hypothekengläubiger mitgeteilt hat und seit dem Zugang der 
Mitteilung mindestens ein Monat verstrichen ist. 

(3)  Der Hypothekengläubiger kann bis zum Ablauf der Frist von einem Monat 
dem Versicherer gegenüber der Zahlung widersprechen. Die Mitteilungen 
nach den Absätzen 1 und 2 dürfen unterbleiben, wenn sie einen unange-
messenen Aufwand erfordern würden; in diesem Fall läuft die Frist ab dem 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Entschädigungssumme. 

(4)  Hat der Hypothekengläubiger seine Hypothek dem Versicherer angemel-
det, ist eine Zahlung, die ohne die Sicherung der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung geleistet wird, dem Hypothekengläubiger gegenüber 
nur wirksam, wenn dieser in Textform der Zahlung zugestimmt hat. 

(5)  Die Absätze 1 bis 4 sind entsprechend anzuwenden, wenn das Grundstück 
mit einer Grundschuld, Rentenschuld oder Reallast belastet ist. 

§ 95 Veräußerung der versicherten Sache 

(1)  Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, tritt an 
dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines Eigentums aus 
dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des 
Versicherungsnehmers ein. 

(2)  Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf die zur 
Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungsperiode entfällt, als 
Gesamtschuldner. 

(3)  Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten las-
sen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat. 

§ 96 Kündigung nach Veräußerung 

(1)  Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten Sache das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt 
wird. 

(2)  Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wir-
kung oder für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode zu kündi-
gen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der 
Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt 
wird. 

(3)  Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 ist der Veräußerer zur Zahlung der Prämie verpflichtet; eine Haf-
tung des Erwerbers für die Prämie besteht nicht. 

§ 97 Anzeige der Veräußerung 

(1)  Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unver-
züglich anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Mo-
nat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehen-
den Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

(2)  Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpflich-
tet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes 
des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen war und er nicht gekündigt hat. 

§ 98 Schutz des Erwerbers 
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Der Versicherer kann sich auf eine Bestimmung des Versicherungsvertrags, 
durch die von den §§ 95 bis 97 zum Nachteil des Erwerbers abgewichen wird, 
nicht berufen. Jedoch kann für die Kündigung des Erwerbers nach § 96 Abs. 2 
und die Anzeige der Veräußerung die Schriftform oder die Textform bestimmt 
werden. 

§ 99 Zwangsversteigerung, Erwerb des Nutzungsrechts 

Geht das Eigentum an der versicherten Sache im Wege der Zwangsversteige-
rung über oder erwirbt ein Dritter auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pachtver-
trags oder eines ähnlichen Verhältnisses die Berechtigung, versicherte Bodener-
zeugnisse zu beziehen, sind die §§ 95 bis 98 entsprechend anzuwenden. 

 

Teil 2  Einzelne Versicherungszweige 

Kapitel 1  Haftpflichtversicherung 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 

§ 100 Leistung des Versicherers 

Bei der Haftpflichtversicherung ist der Versicherer verpflichtet, den Versiche-
rungsnehmer von Ansprüchen freizustellen, die von einem Dritten auf Grund 
der Verantwortlichkeit des Versicherungsnehmers für eine während der Versi-
cherungszeit eintretende Tatsache geltend gemacht werden, und unbegründete 
Ansprüche abzuwehren. 

§ 101 Kosten des Rechtsschutzes 

(1)  Die Versicherung umfasst auch die gerichtlichen und außergerichtlichen 
Kosten, die durch die Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
Ansprüche entstehen, soweit die Aufwendung der Kosten den Umständen 
nach geboten ist. Die Versicherung umfasst ferner die auf Weisung des 
Versicherers aufgewendeten Kosten der Verteidigung in einem Strafverfah-
ren, das wegen einer Tat eingeleitet wurde, welche die Verantwortlichkeit 
des Versicherungsnehmers gegenüber einem Dritten zur Folge haben 
könnte. Der Versicherer hat die Kosten auf Verlangen des Versicherungs-
nehmers vorzuschießen. 

(2)  Ist eine Versicherungssumme bestimmt, hat der Versicherer die Kosten ei-
nes auf seine Veranlassung geführten Rechtsstreits und die Kosten der Ver-
teidigung nach Absatz 1 Satz 2 auch insoweit zu ersetzen, als sie zusam-
men mit den Aufwendungen des Versicherers zur Freistellung des Versiche-
rungsnehmers die Versicherungssumme übersteigen. Dies gilt auch für Zin-
sen, die der Versicherungsnehmer infolge einer vom Versicherer veranlass-
ten Verzögerung der Befriedigung des Dritten diesem schuldet. 

(3)  Ist dem Versicherungsnehmer nachgelassen, die Vollstreckung einer ge-
richtlichen Entscheidung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung ab-
zuwenden, hat der Versicherer die Sicherheitsleistung oder Hinterlegung zu 
bewirken. Diese Verpflichtung besteht nur bis zum Betrag der Versiche-
rungssumme; ist der Versicherer nach Absatz 2 über diesen Betrag hinaus 
verpflichtet, tritt der Versicherungssumme der Mehrbetrag hinzu. Der Ver-
sicherer ist von der Verpflichtung nach Satz 1 frei, wenn er den Anspruch 
des Dritten dem Versicherungsnehmer gegenüber als begründet aner-
kennt. 

§ 102 Betriebshaftpflichtversicherung 

(1)  Besteht die Versicherung für ein Unternehmen, erstreckt sie sich auf die 
Haftpflicht der zur Vertretung des Unternehmens befugten Personen sowie 
der Personen, die in einem Dienstverhältnis zu dem Unternehmen stehen. 
Die Versicherung gilt insoweit als für fremde Rechnung genommen. 

(2)  Wird das Unternehmen an einen Dritten veräußert oder auf Grund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses von 
einem Dritten übernommen, tritt der Dritte an Stelle des Versicherungs-
nehmers in die während der Dauer seiner Berechtigung sich aus dem Versi-
cherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. § 95 Abs. 2 und 
3 sowie die §§ 96 und 97 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 103 Herbeiführung des Versicherungsfalles 

Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsneh-
mer vorsätzlich und widerrechtlich den bei dem Dritten eingetretenen Schaden 
herbeigeführt hat. 

§ 104 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb einer Woche die 
Tatsachen anzuzeigen, die seine Verantwortlichkeit gegenüber einem Drit-
ten zur Folge haben könnten. Macht der Dritte seinen Anspruch gegenüber 
dem Versicherungsnehmer geltend, ist der Versicherungsnehmer zur An-
zeige innerhalb einer Woche nach der Geltendmachung verpflichtet. 

(2)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich geltend 
gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der Streit 
verkündet, hat er dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Dies gilt 
auch, wenn gegen den Versicherungsnehmer wegen des den Anspruch 
begründenden Schadensereignisses ein Ermittlungsverfahren eingeleitet 
wird. 

(3)  Zur Wahrung der Fristen nach den Absätzen 1 und 2 genügt die rechtzeiti-
ge Absendung der Anzeige. § 30 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 105 Anerkenntnis des Versicherungsnehmers 

Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet 
ist, wenn ohne seine Einwilligung der Versicherungsnehmer den Dritten befrie-
digt oder dessen Anspruch anerkennt, ist unwirksam. 

§ 106 Fälligkeit der Versicherungsleistung 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer innerhalb von zwei Wochen von 
dem Zeitpunkt an, zu dem der Anspruch des Dritten mit bindender Wirkung für 
den Versicherer durch rechtskräftiges Urteil, Anerkenntnis oder Vergleich festge-
stellt worden ist, vom Anspruch des Dritten freizustellen. Ist der Dritte von dem 
Versicherungsnehmer mit bindender Wirkung für den Versicherer befriedigt 
worden, hat der Versicherer die Entschädigung innerhalb von zwei Wochen 
nach der Befriedigung des Dritten an den Versicherungsnehmer zu zahlen. Kos-
ten, die nach § 101 zu ersetzen sind, hat der Versicherer innerhalb von zwei 
Wochen nach der Mitteilung der Berechnung zu zahlen. 

§ 107 Rentenanspruch 

(1)  Ist der Versicherungsnehmer dem Dritten zur Zahlung einer Rente verpflich-
tet, ist der Versicherer, wenn die Versicherungssumme den Kapitalwert der 
Rente nicht erreicht, nur zur Zahlung eines verhältnismäßigen Teils der Ren-
te verpflichtet. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer für die von ihm geschuldete Rente dem Drit-
ten kraft Gesetzes Sicherheit zu leisten, erstreckt sich die Verpflichtung des 
Versicherers auf die Leistung der Sicherheit. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 108 Verfügung über den Freistellungsanspruch 

(1)  Verfügungen des Versicherungsnehmers über den Freistellungsanspruch 
gegen den Versicherer sind dem Dritten gegenüber unwirksam. Der 
rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine Verfügung im Wege der 
Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung gleich. 

(2)  Die Abtretung des Freistellungsanspruchs an den Dritten kann nicht durch 
Allgemeine Versicherungsbedingungen ausgeschlossen werden. 

§ 109 Mehrere Geschädigte 

Ist der Versicherungsnehmer gegenüber mehreren Dritten verantwortlich und 
übersteigen deren Ansprüche die Versicherungssumme, hat der Versicherer die-
se Ansprüche nach dem Verhältnis ihrer Beträge zu erfüllen. Ist hierbei die Versi-
cherungssumme erschöpft, kann sich ein bei der Verteilung nicht berücksichtig-
ter Dritter nachträglich auf § 108 Abs. 1 nicht berufen, wenn der Versicherer 
mit der Geltendmachung dieser Ansprüche nicht gerechnet hat und auch nicht 
rechnen musste. 

§ 110 Insolvenz des Versicherungsnehmers 

Ist über das Vermögen des Versicherungsnehmers das Insolvenzverfahren eröff-
net, kann der Dritte wegen des ihm gegen den Versicherungsnehmer zustehen-
den Anspruchs abgesonderte Befriedigung aus dem Freistellungsanspruch des 
Versicherungsnehmers verlangen. 

§ 111 Kündigung nach Versicherungsfall 

(1)  Hat der Versicherer nach dem Eintritt des Versicherungsfalles den Anspruch 
des Versicherungsnehmers auf Freistellung anerkannt oder zu Unrecht ab-
gelehnt, kann jede Vertragspartei das Versicherungsverhältnis kündigen. 
Dies gilt auch, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Wei-
sung erteilt, es zum Rechtsstreit über den Anspruch des Dritten kommen 
zu lassen. 

(2)  Die Kündigung ist nur innerhalb eines Monats seit der Anerkennung oder 
Ablehnung des Freistellungsanspruchs oder seit der Rechtskraft des im 
Rechtsstreit mit dem Dritten ergangenen Urteils zulässig. § 92 Abs. 2 Satz 
2 und 3 ist anzuwenden. 

§ 112 Abweichende Vereinbarungen 

Von den §§ 104 und 106 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
abgewichen werden. 

 

Abschnitt 2  Pflichtversicherung 

§ 113 Pflichtversicherung 

(1)  Eine Haftpflichtversicherung, zu deren Abschluss eine Verpflichtung durch 
Rechtsvorschrift besteht (Pflichtversicherung), ist mit einem im Inland zum 
Geschäftsbetrieb befugten Versicherungsunternehmen abzuschließen. 

(2)  Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer unter Angabe der Versiche-
rungssumme zu bescheinigen, dass eine der zu bezeichnenden Rechtsvor-
schrift entsprechende Pflichtversicherung besteht. 

(3)  Die Vorschriften dieses Abschnittes sind auch insoweit anzuwenden, als der 
Versicherungsvertrag eine über die vorgeschriebenen Mindestanforderun-
gen hinausgehende Deckung gewährt. 

§ 114 Umfang des Versicherungsschutzes 

(1)  Die Mindestversicherungssumme beträgt bei einer Pflichtversicherung, so-
weit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, 250.000 Euro je 
Versicherungsfall und eine Million Euro für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres. 

(2)  Der Versicherungsvertrag kann Inhalt und Umfang der Pflichtversicherung 
näher bestimmen, soweit dadurch die Erreichung des jeweiligen Zwecks 
der Pflichtversicherung nicht gefährdet wird und durch Rechtsvorschrift 



– 10 – 

nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. Ein Selbstbehalt des Versi-
cherungsnehmers kann dem Dritten nicht entgegengehalten und gegen-
über einer mitversicherten Person nicht geltend gemacht werden. 

§ 115 Direktanspruch 

(1)  Der Dritte kann seinen Anspruch auf Schadensersatz auch gegen den Ver-
sicherer geltend machen,  

  1.  wenn es sich um eine Haftpflichtversicherung zur Erfüllung einer nach 
dem Pflichtversicherungsgesetz bestehenden Versicherungspflicht 
handelt oder 

  2.  wenn über das Vermögen des Versicherungsnehmers das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder der Eröffnungsantrag mangels Mas-
se abgewiesen worden ist oder ein vorläufiger Insolvenzverwalter be-
stellt worden ist oder 

  3.  wenn der Aufenthalt des Versicherungsnehmers unbekannt ist. 
Der Anspruch besteht im Rahmen der Leistungspflicht des Versiche-
rers aus dem Versicherungsverhältnis und, soweit eine Leistungspflicht 
nicht besteht, im Rahmen des § 117 Abs. 1 bis 4. Der Versicherer hat 
den Schadensersatz in Geld zu leisten. Der Versicherer und der er-
satzpflichtige Versicherungsnehmer haften als Gesamtschuldner. 

(2)  Der Anspruch nach Absatz 1 unterliegt der gleichen Verjährung wie der 
Schadensersatzanspruch gegen den ersatzpflichtigen Versicherungsneh-
mer. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem die Verjährung 
des Schadensersatzanspruchs gegen den ersatzpflichtigen Versicherungs-
nehmer beginnt; sie endet jedoch spätestens nach zehn Jahren von dem 
Eintritt des Schadens an. Ist der Anspruch des Dritten bei dem Versicherer 
angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu 
dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform 
zugeht. Die Hemmung, die Ablaufhemmung und der Neubeginn der Ver-
jährung des Anspruchs gegen den Versicherer wirken auch gegenüber dem 
ersatzpflichtigen Versicherungsnehmer und umgekehrt. 

§ 116 Gesamtschuldner 

(1)  Im Verhältnis der Gesamtschuldner nach § 115 Abs. 1 Satz 4 zueinander ist 
der Versicherer allein verpflichtet, soweit er dem Versicherungsnehmer aus 
dem Versicherungsverhältnis zur Leistung verpflichtet ist. Soweit eine sol-
che Verpflichtung nicht besteht, ist in ihrem Verhältnis zueinander der Ver-
sicherungsnehmer allein verpflichtet. Der Versicherer kann Ersatz der Auf-
wendungen verlangen, die er den Umständen nach für erforderlich halten 
durfte. 

(2)  Die Verjährung der sich aus Absatz 1 ergebenden Ansprüche beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch des Dritten erfüllt wird. 

§ 117 Leistungspflicht gegenüber Dritten 

(1)  Ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung dem Versicherungs-
nehmer gegenüber ganz oder teilweise frei, so bleibt gleichwohl seine Ver-
pflichtung in Ansehung des Dritten bestehen. 

(2)  Ein Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses zur Folge hat, wirkt in Ansehung des Dritten erst mit 
dem Ablauf eines Monats, nachdem der Versicherer diesen Umstand der 
hierfür zuständigen Stelle angezeigt hat. Dies gilt auch, wenn das Versiche-
rungsverhältnis durch Zeitablauf endet. Der Lauf der Frist beginnt nicht vor 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses. Ein in den Sätzen 1 und 2 be-
zeichneter Umstand kann dem Dritten auch dann entgegengehalten wer-
den, wenn vor dem Zeitpunkt des Schadensereignisses der hierfür zustän-
digen Stelle die Bestätigung einer entsprechend den Rechtsvorschriften ab-
geschlossenen neuen Versicherung zugegangen ist. Die vorstehenden Vor-
schriften dieses Absatzes gelten nicht, wenn eine zur Entgegennahme der 
Anzeige nach Satz 1 zuständige Stelle nicht bestimmt ist. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist der Versicherer nur im Rahmen der 
vorgeschriebenen Mindestversicherungssumme und der von ihm über-
nommenen Gefahr zur Leistung verpflichtet. Er ist leistungsfrei, soweit der 
Dritte Ersatz seines Schadens von einem anderen Schadensversicherer oder 
von einem Sozialversicherungsträger erlangen kann. 

(4)  Trifft die Leistungspflicht des Versicherers nach Absatz 1 oder Absatz 2 mit 
einer Ersatzpflicht auf Grund fahrlässiger Amtspflichtverletzung zusammen, 
wird die Ersatzpflicht nach § 839 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs im 
Verhältnis zum Versicherer nicht dadurch ausgeschlossen, dass die Voraus-
setzungen für die Leistungspflicht des Versicherers vorliegen. Satz 1 gilt 
nicht, wenn der Beamte nach § 839 des Bürgerlichen Gesetzbuchs persön-
lich haftet. 

(5)  Soweit der Versicherer den Dritten nach den Absätzen 1 bis 4 befriedigt 
und ein Fall des § 116 nicht vorliegt, geht die Forderung des Dritten gegen 
den Versicherungsnehmer auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Dritten geltend gemacht werden. 

(6)  Wird über das Vermögen des Versicherers das Insolvenzverfahren eröffnet, 
endet das Versicherungsverhältnis abweichend von § 16 erst mit dem Ab-
lauf eines Monats, nachdem der Insolvenzverwalter diesen Umstand der 
hierfür zuständigen Stelle angezeigt hat; bis zu diesem Zeitpunkt bleibt es 
der Insolvenzmasse gegenüber wirksam. Ist eine zur Entgegennahme der 
Anzeige nach Satz 1 zuständige Stelle nicht bestimmt, endet das Versiche-
rungsverhältnis einen Monat nach der Benachrichtigung des Versiche-
rungsnehmers von der Eröffnung des Insolvenzverfahrens; die Benachrich-
tigung bedarf der Textform. 

§ 118 Rangfolge mehrerer Ansprüche 

(1)  Übersteigen die Ansprüche auf Entschädigung, die auf Grund desselben 
Schadensereignisses zu leisten ist, die Versicherungssumme, wird die Versi-
cherungssumme nach folgender Rangfolge, bei gleichem Rang nach dem 
Verhältnis ihrer Beträge, an die Ersatzberechtigten ausgezahlt:  

  1. für Ansprüche wegen Personenschäden, soweit die Geschädigten nicht 
vom Schädiger, von einem anderen Versicherer als dessen Haftpflichtver-
sicherer, einem Sozialversicherungsträger oder einem sonstigen Dritten 
Ersatz ihrer Schäden erlangen können; 

  2. für Ansprüche wegen sonstiger Schäden natürlicher und juristischer 
Personen des Privatrechts, soweit die Geschädigten nicht vom Schädiger, 
einem anderen Versicherer als dessen Haftpflichtversicherer oder einem 
Dritten Ersatz ihrer Schäden erlangen können; 

  3. für Ansprüche, die nach Privatrecht auf Versicherer oder sonstige Dritte 
wegen Personen- und sonstiger Schäden übergegangen sind; 

4.  4. für Ansprüche, die auf Sozialversicherungsträger übergegangen sind; 
5.  5. für alle sonstigen Ansprüche. 

(2)  Ist die Versicherungssumme unter Berücksichtigung nachrangiger Ansprü-
che erschöpft, kann sich ein vorrangig zu befriedigender Anspruchsberech-
tigter, der bei der Verteilung nicht berücksichtigt worden ist, nachträglich 
auf Absatz 1 nicht berufen, wenn der Versicherer mit der Geltendmachung 
dieses Anspruchs nicht gerechnet hat und auch nicht rechnen musste. 

§ 119 Obliegenheiten des Dritten 

(1)  Der Dritte hat ein Schadensereignis, aus dem er einen Anspruch gegen den 
Versicherungsnehmer oder nach § 115 Abs. 1 gegen den Versicherer her-
leiten will, dem Versicherer innerhalb von zwei Wochen, nachdem er von 
dem Schadensereignis Kenntnis erlangt hat, in Textform anzuzeigen; zur 
Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. 

(2)  Macht der Dritte den Anspruch gegen den Versicherungsnehmer gericht-
lich geltend, hat er dies dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzei-
gen. 

(3)  Der Versicherer kann von dem Dritten Auskunft verlangen, soweit sie zur 
Feststellung des Schadensereignisses und der Höhe des Schadens erforder-
lich ist. Belege kann der Versicherer insoweit verlangen, als deren Beschaf-
fung dem Dritten billigerweise zugemutet werden kann. 

§ 120 Obliegenheitsverletzung des Dritten 

Verletzt der Dritte schuldhaft die Obliegenheit nach § 119 Abs. 2 oder 3, be-
schränkt sich die Haftung des Versicherers nach den §§ 115 und 117 auf den 
Betrag, den er auch bei gehöriger Erfüllung der Obliegenheit zu leisten gehabt 
hätte, sofern der Dritte vorher ausdrücklich und in Textform auf die Folgen der 
Verletzung hingewiesen worden ist. 

§ 121 Aufrechnung gegenüber Dritten 

§ 35 ist gegenüber Dritten nicht anzuwenden. 

§ 122 Veräußerung der von der Versicherung erfassten Sache 

Die §§ 95 bis 98 über die Veräußerung der versicherten Sache sind entspre-
chend anzuwenden. 

§ 123 Rückgriff bei mehreren Versicherten 

(1)  Ist bei einer Versicherung für fremde Rechnung der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer gegenüber nicht zur Leistung verpflichtet, kann er dies 
einem Versicherten, der zur selbständigen Geltendmachung seiner Rechte 
aus dem Versicherungsvertrag befugt ist, nur entgegenhalten, wenn die 
der Leistungsfreiheit zu Grunde liegenden Umstände in der Person dieses 
Versicherten vorliegen oder wenn diese Umstände dem Versicherten be-
kannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt waren. 

(2)  Der Umfang der Leistungspflicht nach Absatz 1 bestimmt sich nach § 117 
Abs. 3 Satz 1; § 117 Abs. 3 Satz 2 ist nicht anzuwenden. § 117 Abs. 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(3)  Soweit der Versicherer nach Absatz 1 leistet, kann er beim Versicherungs-
nehmer Rückgriff nehmen. 

(4)  Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzuwenden, wenn die Frist nach § 
117 Abs. 2 Satz 1 und 2 noch nicht abgelaufen ist oder der Versicherer die 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses der hierfür zuständigen Stelle 
nicht angezeigt hat. 

§ 124 Rechtskrafterstreckung 

(1)  Soweit durch rechtskräftiges Urteil festgestellt wird, dass dem Dritten ein 
Anspruch auf Ersatz des Schadens nicht zusteht, wirkt das Urteil, wenn es 
zwischen dem Dritten und dem Versicherer ergeht, auch zugunsten des 
Versicherungsnehmers, wenn es zwischen dem Dritten und dem Versiche-
rungsnehmer ergeht, auch zugunsten des Versicherers. 

(2)  Ist der Anspruch des Dritten gegenüber dem Versicherer durch rechtskräf-
tiges Urteil, Anerkenntnis oder Vergleich festgestellt worden, muss der Ver-
sicherungsnehmer, gegen den von dem Versicherer Ansprüche auf Grund 
des § 116 Abs. 1 Satz 2 geltend gemacht werden, diese Feststellung gegen 
sich gelten lassen, es sei denn, der Versicherer hat die Pflicht zur Abwehr 
unbegründeter Entschädigungsansprüche sowie zur Minderung oder zur 
sachgemäßen Feststellung des Schadens schuldhaft verletzt. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, soweit der Dritte seinen An-
spruch auf Schadensersatz nicht nach § 115 Abs. 1 gegen den Versicherer 
geltend machen kann. 

 

Kapitel 2  Rechtsschutzversicherung 
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(...) 

Kapitel 3  Transportversicherung 

§ 130 Umfang der Gefahrtragung 

(1)  Bei der Versicherung von Gütern gegen die Gefahren der Beförderung zu 
Lande oder auf Binnengewässern sowie der damit verbundenen Lagerung 
trägt der Versicherer alle Gefahren, denen die Güter während der Dauer 
der Versicherung ausgesetzt sind. 

(2)  Bei der Versicherung eines Schiffes gegen die Gefahren der Binnenschiff-
fahrt trägt der Versicherer alle Gefahren, denen das Schiff während der 
Dauer der Versicherung ausgesetzt ist. Der Versicherer haftet auch für den 
Schaden, den der Versicherungsnehmer infolge eines Zusammenstoßes von 
Schiffen oder eines Schiffes mit festen oder schwimmenden Gegenständen 
dadurch erleidet, dass er den einem Dritten zugefügten Schaden zu erset-
zen hat. 

(3)  Die Versicherung gegen die Gefahren der Binnenschifffahrt umfasst die 
Beiträge zur großen Haverei, soweit durch die Haverei-Maßnahme ein vom 
Versicherer zu ersetzender Schaden abgewendet werden sollte. 

§ 131 Verletzung der Anzeigepflicht 

(1)  Abweichend von § 19 Abs. 2 ist bei Verletzung der Anzeigepflicht der 
Rücktritt des Versicherers ausgeschlossen; der Versicherer kann innerhalb 
eines Monats von dem Zeitpunkt an, zu dem er Kenntnis von dem nicht 
oder unrichtig angezeigten Umstand erlangt hat, den Vertrag kündigen 
und die Leistung verweigern. Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflich-
tet, soweit der nicht oder unrichtig angezeigte Umstand nicht ursächlich 
für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war. 

(2)  Verweigert der Versicherer die Leistung, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, zu welchem dem 
Versicherungsnehmer die Entscheidung des Versicherers, die Leistung zu 
verweigern, zugeht. 

§ 132 Gefahränderung 

(1)  Der Versicherungsnehmer darf abweichend von § 23 die Gefahr erhöhen 
oder in anderer Weise ändern und die Änderung durch einen Dritten ge-
statten. Die Änderung hat er dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer eine Gefahrerhöhung nicht angezeigt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 
müssen. Er ist zur Leistung verpflichtet,  
1. wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem 

ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 
2. wenn die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt 

worden ist oder 
3. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versiche-

rungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war. 
(3)  Der Versicherer ist abweichend von § 24 nicht berechtigt, den Vertrag we-

gen einer Gefahrerhöhung zu kündigen. 

§ 133 Vertragswidrige Beförderung 

(1) Werden die Güter mit einem Beförderungsmittel anderer Art befördert als 
vereinbart oder werden sie umgeladen, obwohl direkter Transport verein-
bart ist, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt auch, 
wenn ausschließlich ein bestimmtes Beförderungsmittel oder ein bestimm-
ter Transportweg vereinbart ist. 

(2)  Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn nach Beginn der Ver-
sicherung die Beförderung ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers 
oder infolge eines versicherten Ereignisses geändert oder aufgegeben wird. 
§ 132 ist anzuwenden. 

(3)  Die Versicherung umfasst in den Fällen des Absatzes 2 die Kosten der Um-
ladung oder der einstweiligen Lagerung sowie die Mehrkosten der Weiter-
beförderung. 

§ 134 Ungeeignete Beförderungsmittel 

(1)  Ist für die Beförderung der Güter kein bestimmtes Beförderungsmittel ver-
einbart, ist der Versicherungsnehmer, soweit er auf dessen Auswahl Ein-
fluss hat, verpflichtet, Beförderungsmittel einzusetzen, die für die Aufnah-
me und Beförderung der Güter geeignet sind. 

(2)  Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich oder grob 
fahrlässig, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, die 
Verletzung war nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles o-
der den Umfang der Leistungspflicht. 

(3)  Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis von der mangelnden Eignung 
des Beförderungsmittels, hat er diesen Umstand dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen. § 132 ist anzuwenden. 

§ 135 Aufwendungsersatz 

(1)  Aufwendungen, die dem Versicherungsnehmer zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens entstehen, sowie die Kosten für die Ermittlung und 
Feststellung des Schadens hat der Versicherer auch insoweit zu erstatten, 
als sie zusammen mit der übrigen Entschädigung die Versicherungssumme 
übersteigen. 

(2)  Sind Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung oder zur Ermittlung 
und Feststellung des Schadens oder zur Wiederherstellung oder Ausbesse-

rung der durch einen Versicherungsfall beschädigten Sache gemacht oder 
Beiträge zur großen Haverei geleistet oder ist eine persönliche Verpflich-
tung des Versicherungsnehmers zur Entrichtung solcher Beiträge entstan-
den, hat der Versicherer den Schaden, der durch einen späteren Versiche-
rungsfall verursacht wird, ohne Rücksicht auf die von ihm zu erstattenden 
früheren Aufwendungen und Beiträge zu ersetzen. 

§ 136 Versicherungswert 

(1)  Als Versicherungswert der Güter gilt der gemeine Handelswert und in des-
sen Ermangelung der gemeine Wert, den die Güter am Ort der Absendung 
bei Beginn der Versicherung haben, zuzüglich der Versicherungskosten, der 
Kosten, die bis zur Annahme der Güter durch den Beförderer entstehen, 
und der endgültig bezahlten Fracht. 

(2)  Der sich nach Absatz 1 ergebende Wert gilt auch bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles als Versicherungswert. 

(3)  Bei Gütern, die beschädigt am Ablieferungsort ankommen, ist der Wert, 
den sie dort in beschädigtem Zustand haben, von dem Wert abzuziehen, 
den sie an diesem Ort in unbeschädigtem Zustand hätten. Der dem Ver-
hältnis der Wertminderung zu ihrem Wert in unbeschädigtem Zustand ent-
sprechende Bruchteil des Versicherungswertes gilt als Betrag des Schadens. 

§ 137 Herbeiführung des Versicherungsfalles 

(1)  Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig den Versicherungsfall herbeiführt. 

(2)  Der Versicherungsnehmer hat das Verhalten der Schiffsbesatzung bei der 
Führung des Schiffes nicht zu vertreten. 

§ 138 Haftungsausschluss bei Schiffen 

Bei der Versicherung eines Schiffes ist der Versicherer nicht zum Ersatz eines 
Schadens verpflichtet, der daraus entsteht, dass das Schiff in einem nicht fahr-
tüchtigen Zustand oder nicht ausreichend ausgerüstet oder personell ausgestat-
tet die Reise antritt. Dies gilt auch für einen Schaden, der nur eine Folge der Ab-
nutzung des Schiffes in gewöhnlichem Gebrauch ist. 

§ 139 Veräußerung der versicherten Sache oder Güter 

(1)  Ist eine versicherte Sache, für die eine Einzelpolice oder ein Versicherungs-
zertifikat ausgestellt worden ist, veräußert worden, haftet der Erwerber 
abweichend von § 95 nicht für die Prämie. Der Versicherer kann sich ge-
genüber dem Erwerber nicht auf Leistungsfreiheit wegen Nichtzahlung der 
Prämie oder wegen Nichtleistung einer Sicherheit berufen, es sei denn, der 
Erwerber kannte den Grund für die Leistungsfreiheit oder hätte ihn kennen 
müssen. 

(2)  Der Versicherer ist abweichend von § 96 nicht berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis wegen Veräußerung der versicherten Güter zu kündigen. 

(3)  Der Versicherungsnehmer ist abweichend von § 97 nicht verpflichtet, dem 
Versicherer die Veräußerung anzuzeigen. 

§ 140 Veräußerung des versicherten Schiffes 

Wird ein versichertes Schiff veräußert, endet abweichend von § 95 die Versiche-
rung mit der Übergabe des Schiffes an den Erwerber, für unterwegs befindliche 
Schiffe mit der Übergabe an den Erwerber im Bestimmungshafen. 

§ 141 Befreiung durch Zahlung der Versicherungssumme 

(1)  Der Versicherer ist nach Eintritt des Versicherungsfalles berechtigt, sich 
durch Zahlung der Versicherungssumme von allen weiteren Verbindlichkei-
ten zu befreien. Der Versicherer bleibt zum Ersatz der Kosten verpflichtet, 
die zur Abwendung oder Minderung des Schadens oder zur Wiederherstel-
lung oder Ausbesserung der versicherten Sache aufgewendet worden sind, 
bevor seine Erklärung, dass er sich durch Zahlung der Versicherungssumme 
befreien wolle, dem Versicherungsnehmer zugegangen ist. 

(2)  Das Recht des Versicherers, sich durch Zahlung der Versicherungssumme 
zu befreien, erlischt, wenn die Erklärung dem Versicherungsnehmer nicht 
innerhalb einer Woche nach dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer 
Kenntnis von dem Versicherungsfall und seinen unmittelbaren Folgen er-
langt hat, zugeht. 

 

Kapitel 4  Gebäudefeuerversicherung 

§ 142 Anzeigen an Hypothekengläubiger 

(1)  Bei der Gebäudefeuerversicherung hat der Versicherer einem Hypotheken-
gläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, unverzüglich in Textform 
anzuzeigen, wenn die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig ge-
zahlt oder wenn dem Versicherungsnehmer für die Zahlung einer Folge-
prämie eine Frist bestimmt wird. Dies gilt auch, wenn das Versicherungs-
verhältnis nach Ablauf der Frist wegen unterbliebener Zahlung der Folge-
prämie gekündigt wird. 

(2)  Der Versicherer hat den Eintritt des Versicherungsfalles innerhalb einer Wo-
che, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, einem Hypothekengläubi-
ger, der seine Hypothek angemeldet hat, in Textform anzuzeigen, es sei 
denn, der Schaden ist unbedeutend. 

§ 143 Fortdauer der Leistungspflicht gegenüber Hypothekengläubigern 

(1)  Bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie bleibt der Versicherer ge-
genüber einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, 
bis zum Ablauf eines Monats ab dem Zeitpunkt zur Leistung verpflichtet, 
zu welchem dem Hypothekengläubiger die Bestimmung der Zahlungsfrist 
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oder, wenn diese Mitteilung unterblieben ist, die Kündigung mitgeteilt 
worden ist. 

(2)  Die Beendigung des Versicherungsverhältnisses wird gegenüber einem Hy-
pothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, erst mit dem Ab-
lauf von zwei Monaten wirksam, nachdem ihm die Beendigung und, sofern 
diese noch nicht eingetreten war, der Zeitpunkt der Beendigung durch den 
Versicherer mitgeteilt worden ist oder er auf andere Weise hiervon Kennt-
nis erlangt hat. Satz 1 gilt nicht, wenn das Versicherungsverhältnis wegen 
unterbliebener Prämienzahlung durch Rücktritt oder Kündigung des Versi-
cherers oder durch Kündigung des Versicherungsnehmers, welcher der Hy-
pothekengläubiger zugestimmt hat, beendet wird. 

(3)  Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Wirksamkeit einer Vereinbarung 
zwischen dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer, durch die der 
Umfang des Versicherungsschutzes gemindert wird oder nach welcher der 
Versicherer nur verpflichtet ist, die Entschädigung zur Wiederherstellung 
des versicherten Gebäudes zu zahlen. 

(4)  Die Nichtigkeit des Versicherungsvertrags kann gegenüber einem Hypothe-
kengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, nicht geltend gemacht 
werden. Das Versicherungsverhältnis endet jedoch ihm gegenüber nach 
Ablauf von zwei Monaten, nachdem ihm die Nichtigkeit durch den Versi-
cherer mitgeteilt worden ist oder er auf andere Weise von der Nichtigkeit 
Kenntnis erlangt hat. 

§ 144 Kündigung des Versicherungsnehmers 

Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemeldet, ist eine Kündigung 
des Versicherungsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer unbeschadet 
des § 92 Abs. 1 und des § 96 Abs. 2 nur wirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer mindestens einen Monat vor Ablauf des Versicherungsvertrags nachge-
wiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätestens zulässig 
war, das Grundstück nicht mit der Hypothek belastet war oder dass der Hypo-
thekengläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Die Zustimmung darf nicht 
ohne ausreichenden Grund verweigert werden. 

§ 145 Übergang der Hypothek 

Soweit der Versicherer den Hypothekengläubiger nach § 143 befriedigt, geht 
die Hypothek auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum Nachteil eines gleich- 
oder nachstehenden Hypothekengläubigers geltend gemacht werden, dem ge-
genüber die Leistungspflicht des Versicherers bestehen geblieben ist. 

§ 146 Bestätigungs- und Auskunftspflicht des Versicherers 

Der Versicherer ist verpflichtet, einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek 
angemeldet hat, die Anmeldung zu bestätigen und auf Verlangen Auskunft 
über das Bestehen von Versicherungsschutz sowie über die Höhe der Versiche-
rungssumme zu erteilen. 

§ 147 Änderung von Anschrift und Name des Hypothekengläubigers 

Hat der Hypothekengläubiger dem Versicherer eine Änderung seiner Anschrift 
oder seines Namens nicht mitgeteilt, ist § 13 Abs. 1 auf die Anzeigen und Mit-
teilungen des Versicherers nach den §§ 142 und 143 entsprechend anzuwen-
den. 

§ 148 Andere Grundpfandrechte 

Ist das Grundstück mit einer Grundschuld, Rentenschuld oder Reallast belastet, 
sind die §§ 142 bis 147 entsprechend anzuwenden. 

§ 149 Eigentümergrundpfandrechte 

Die durch die §§ 142 bis 148 begründeten Rechte können nicht zugunsten von 
Hypotheken, Grundschulden oder Rentenschulden, die dem Versicherungsneh-
mer zustehen, geltend gemacht werden. 

 

Kapitel 5  Lebensversicherung 

(...) 

Kapitel 6  Berufsunfähigkeitsversicherung 

(...) 

Kapitel 7  Unfallversicherung 

§ 178 Leistung des Versicherers 

(1)  Bei der Unfallversicherung ist der Versicherer verpflichtet, bei einem Unfall 
der versicherten Person oder einem vertraglich dem Unfall gleichgestellten 
Ereignis die vereinbarten Leistungen zu erbringen. 

(2)  Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein plötzlich von au-
ßen auf ihren Körper wirkendes Ereignis unfreiwillig eine Gesundheitsschä-
digung erleidet. Die Unfreiwilligkeit wird bis zum Beweis des Gegenteils 
vermutet. 

§ 179 Versicherte Person 

(1)  Die Unfallversicherung kann für den Eintritt eines Unfalles des Versiche-
rungsnehmers oder eines anderen genommen werden. Eine Versicherung 
gegen Unfälle eines anderen gilt im Zweifel als für Rechnung des anderen 
genommen. 

(2)  Wird die Versicherung gegen Unfälle eines anderen von dem Versiche-
rungsnehmer für eigene Rechnung genommen, ist zur Wirksamkeit des 
Vertrags die schriftliche Einwilligung des anderen erforderlich. Ist der ande-
re geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt oder ist für 
ihn ein Betreuer bestellt und steht die Vertretung in den seine Person be-
treffenden Angelegenheiten dem Versicherungsnehmer zu, kann dieser 
den anderen bei der Erteilung der Einwilligung nicht vertreten. 

(3)  Soweit im Fall des Absatzes 2 nach diesem Gesetz die Kenntnis und das 
Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind 
auch die Kenntnis und das Verhalten des anderen zu berücksichtigen. 

§ 180 Invalidität 

Der Versicherer schuldet die für den Fall der Invalidität versprochenen Leistun-
gen im vereinbarten Umfang, wenn die körperliche oder geistige Leistungsfä-
higkeit der versicherten Person unfallbedingt dauerhaft beeinträchtigt ist. Eine 
Beeinträchtigung ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich länger als drei Jahre be-
stehen wird und eine Änderung dieses Zustandes nicht erwartet werden kann. 

§ 181 Gefahrerhöhung 

(1)  Als Erhöhung der Gefahr gilt nur eine solche Änderung der Umstände, die 
nach ausdrücklicher Vereinbarung als Gefahrerhöhung angesehen werden 
soll; die Vereinbarung bedarf der Textform. 

(2)  Ergeben sich im Fall einer erhöhten Gefahr nach dem geltenden Tarif des 
Versicherers bei unveränderter Prämie niedrigere Versicherungsleistungen, 
gelten diese mit Ablauf eines Monats nach Eintritt der Gefahrerhöhung als 
vereinbart. Weitergehende Rechte kann der Versicherer nur geltend ma-
chen, wenn der Versicherungsnehmer die Gefahrerhöhung arglistig nicht 
angezeigt hat. 

§ 182 Mitwirkende Ursachen 

Ist vereinbart, dass der Anspruch auf die vereinbarten Leistungen entfällt oder 
sich mindert, wenn Krankheiten oder Gebrechen bei der durch den Versiche-
rungsfall verursachten Gesundheitsschädigung oder deren Folgen mitgewirkt 
haben, hat der Versicherer die Voraussetzungen des Wegfalles oder der Minde-
rung des Anspruchs nachzuweisen. 

§ 183 Herbeiführung des Versicherungsfalles 

(1)  Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn im Fall des § 179 
Abs. 2 der Versicherungsnehmer vorsätzlich durch eine widerrechtliche 
Handlung den Versicherungsfall herbeiführt. 

(2) Ist ein Dritter als Bezugsberechtigter bezeichnet, gilt die Bezeichnung als 
nicht erfolgt, wenn der Dritte vorsätzlich durch eine widerrechtliche Hand-
lung den Versicherungsfall herbeiführt. 

§ 184 Abwendung und Minderung des Schadens 

Die §§ 82 und 83 sind auf die Unfallversicherung nicht anzuwenden. 

§ 185 Bezugsberechtigung 

Ist als Leistung des Versicherers die Zahlung eines Kapitals vereinbart, sind die 
§§ 159 und 160 entsprechend anzuwenden. 

§ 186 Hinweispflicht des Versicherers 

Zeigt der Versicherungsnehmer einen Versicherungsfall an, hat der Versicherer 
ihn auf vertragliche Anspruchs- und Fälligkeitsvoraussetzungen sowie einzuhal-
tende Fristen in Textform hinzuweisen. Unterbleibt dieser Hinweis, kann sich der 
Versicherer auf Fristversäumnis nicht berufen. 

§ 187 Anerkenntnis 

(1)  Der Versicherer hat nach einem Leistungsantrag innerhalb eines Monats 
nach Vorlage der zu dessen Beurteilung erforderlichen Unterlagen in Text-
form zu erklären, ob und in welchem Umfang er seine Leistungspflicht an-
erkennt. Wird eine Invaliditätsleistung beantragt, beträgt die Frist drei Mo-
nate. 

(2)  Erkennt der Versicherer den Anspruch an oder haben sich Versicherungs-
nehmer und Versicherer über Grund und Höhe des Anspruchs geeinigt, 
wird die Leistung innerhalb von zwei Wochen fällig. Steht die Leistungs-
pflicht nur dem Grunde nach fest, hat der Versicherer auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers einen angemessenen Vorschuss zu leisten. 

§ 188 Neubemessung der Invalidität 

(1)  Sind Leistungen für den Fall der Invalidität vereinbart, ist jede Vertragspar-
tei berechtigt, den Grad der Invalidität jährlich, längstens bis zu drei Jahre 
nach Eintritt des Unfalles, neu bemessen zu lassen. In der Kinderunfallversi-
cherung kann die Frist, innerhalb derer eine Neubemessung verlangt wer-
den kann, verlängert werden. 

(2)  Mit der Erklärung des Versicherers über die Leistungspflicht ist der Versi-
cherungsnehmer über sein Recht zu unterrichten, den Grad der Invalidität 
neu bemessen zu lassen. Unterbleibt diese Unterrichtung, kann sich der 
Versicherer auf eine Verspätung des Verlangens des Versicherungsneh-
mers, den Grad der Invalidität neu zu bemessen, nicht berufen. 

§ 189 Sachverständigenverfahren, Schadensermittlungskosten 

Die §§ 84 und 85 Abs. 1 und 3 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 190 Pflichtversicherung 
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Besteht für den Abschluss einer Unfallversicherung eine Verpflichtung durch 
Rechtsvorschrift, hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer unter Angabe 
der Versicherungssumme zu bescheinigen, dass eine der zu bezeichnenden 
Rechtsvorschrift entsprechende Unfallversicherung besteht. 

§ 191 Abweichende Vereinbarungen 

Von § 178 Abs. 2 Satz 2 und den §§ 181, 186 bis 188 kann nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers oder der versicherten Person abgewichen werden. 

 

Kapitel 8  Krankenversicherung 

(....) 

Teil 3  Schlussvorschriften 

§ 209 Rückversicherung, Seeversicherung 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf die Rückversicherung und die Versiche-
rung gegen die Gefahren der Seeschifffahrt (Seeversicherung) nicht anzuwen-
den. 

§ 210 Großrisiken, laufende Versicherung 

(1)  Die Beschränkungen der Vertragsfreiheit nach diesem Gesetz sind auf 
Großrisiken und auf laufende Versicherungen nicht anzuwenden. 

(2)  Großrisiken im Sinne dieser Vorschrift sind:  
1. Risiken der unter den Nummern 4 bis 7, 10 Buchstabe b sowie den 

Nummern 11 und 12 der Anlage Teil A zum Versicherungsaufsichts-
gesetz erfassten Transport- und Haftpflichtversicherungen, 

2. Risiken der unter den Nummern 14 und 15 der Anlage Teil A zum 
Versicherungsaufsichtsgesetz erfassten Kredit- und Kautionsversiche-
rungen bei Versicherungsnehmern, die eine gewerbliche, bergbauli-
che oder freiberufliche Tätigkeit ausüben, wenn die Risiken damit in 
Zusammenhang stehen, oder 

3. Risiken der unter den Nummern 3, 8, 9, 10, 13 und 16 der Anlage 
Teil A zum Versicherungsaufsichtsgesetz erfassten Sach-, Haftpflicht- 
und sonstigen Schadensversicherungen bei Versicherungsnehmern, 
die mindestens zwei der folgenden drei Merkmale überschreiten:  
a) 6 200 000 Euro Bilanzsumme, 
b) 12 800 000 Euro Nettoumsatzerlöse, 
c) im Durchschnitt 250 Arbeitnehmer pro Wirtschaftsjahr. 

Gehört der Versicherungsnehmer zu einem Konzern, der nach § 290 des 
Handelsgesetzbuchs, nach § 11 des Publizitätsgesetzes vom 15. August 
1969 (BGBl. I S. 1189) in der jeweils gültigen Fassung oder nach dem 
mit den Anforderungen der Siebten Richtlinie 83/349/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 Buchstabe g des Vertrages 
über den konsolidierten Abschluss (ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung übereinstimmenden Recht eines anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft oder eines anderen Ver-
tragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ei-
nen Konzernabschluss aufzustellen hat, so sind für die Feststellung der 
Unternehmensgröße die Zahlen des Konzernabschlusses maßgebend. 

 
(...) 
 

§ 213 Erhebung personenbezogener Gesundheitsdaten bei Dritten 

(1)  Die Erhebung personenbezogener Gesundheitsdaten durch den Versicherer 
darf nur bei Ärzten, Krankenhäusern und sonstigen Krankenanstalten, 
Pflegeheimen und Pflegepersonen, anderen Personenversicherern und ge-
setzlichen Krankenkassen sowie Berufsgenossenschaften und Behörden er-
folgen; sie ist nur zulässig, soweit die Kenntnis der Daten für die Beurtei-
lung des zu versichernden Risikos oder der Leistungspflicht erforderlich ist 
und die betroffene Person eine Einwilligung erteilt hat. 

(2)  Die nach Absatz 1 erforderliche Einwilligung kann vor Abgabe der Ver-
tragserklärung erteilt werden. Die betroffene Person ist vor einer Erhebung 
nach Absatz 1 zu unterrichten; sie kann der Erhebung widersprechen. 

(3)  Die betroffene Person kann jederzeit verlangen, dass eine Erhebung von 
Daten nur erfolgt, wenn jeweils in die einzelne Erhebung eingewilligt wor-
den ist. 

(4)  Die betroffene Person ist auf diese Rechte hinzuweisen, auf das Wider-
spruchsrecht nach Absatz 2 bei der Unterrichtung. 

§ 214 Schlichtungsstelle 

(1)  Das Bundesministerium der Justiz kann im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen, dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie und dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz privatrechtlich organisierte Einrichtungen als 
Schlichtungsstelle zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten  
1. bei Versicherungsverträgen mit Verbrauchern im Sinn des § 13 des Bür-

gerlichen Gesetzbuchs, 
2. zwischen Versicherungsvermittlern oder Versicherungsberatern und Ver-

sicherungsnehmern im Zusammenhang mit der Vermittlung von Versi-
cherungsverträgen anerkennen. 

 Die Anerkennung ist im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Die Beteilig-
ten können diese Schlichtungsstelle anrufen; das Recht, die Gerichte anzu-
rufen, bleibt unberührt. 

(2)  Privatrechtlich organisierte Einrichtungen können als Schlichtungsstelle an-
erkannt werden, wenn sie hinsichtlich ihrer Antworten und Vorschläge o-
der Entscheidungen unabhängig und keinen Weisungen unterworfen sind 
und in organisatorischer und fachlicher Hinsicht die Aufgaben erfüllen 
können. 

(3)  Die anerkannten Schlichtungsstellen sind verpflichtet, jede Beschwerde 
über einen Versicherer oder einen Versicherungsvermittler, Vermittler nach 
§ 66 und Versicherungsberater zu beantworten. 

(4)  Die anerkannten Schlichtungsstellen können von dem Versicherungsver-
mittler, Vermittler nach § 66 oder Versicherungsberater ein Entgelt erhe-
ben. Bei offensichtlich missbräuchlichen Beschwerden kann auch von dem 
Versicherungsnehmer ein Entgelt verlangt werden. Die Höhe des Entgeltes 
muss im Verhältnis zum Aufwand der anerkannten Schlichtungsstelle an-
gemessen sein. 

(5)  Soweit keine privatrechtlich organisierte Einrichtung als Schlichtungsstelle 
anerkannt wird, kann das Bundesministerium der Justiz im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen, dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie und dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz die Aufgaben der Schlichtungsstelle 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates einer Bundes-
oberbehörde oder Bundesanstalt zuweisen und deren Verfahren sowie die 
Erhebung von Gebühren und Auslagen regeln. 

§ 215 Gerichtsstand 

(1)  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermitt-
lung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Klagen gegen den 
Versicherungsnehmer ist dieses Gericht ausschließlich zuständig. 

(2)  § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf Widerklagen der anderen Partei 
nicht anzuwenden. 

(3)  Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zulässig für den Fall, dass 
der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt 
oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht bekannt ist. 

§ 216 Prozessstandschaft bei Versicherermehrheit 

Ist ein Versicherungsvertrag mit den bei Lloyd´s vereinigten Einzelversicherern 
nicht über eine Niederlassung im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeschlos-
sen worden und ist ein inländischer Gerichtsstand gegeben, so können Ansprü-
che daraus gegen den bevollmächtigten Unterzeichner des im Versicherungs-
schein an erster Stelle aufgeführten Syndikats oder einen von diesem benannten 
Versicherer geltend gemacht werden; ein darüber erzielter Titel wirkt für und 
gegen alle an dem Versicherungsvertrag beteiligten Versicherer. 
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B. Auszug aus dem Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) 

(...) 

§ 11a Verantwortlicher Aktuar in der Lebensversicherung 

(1)  Jedes Lebensversicherungsunternehmen hat einen Verantwortlichen Aktuar 
zu bestellen. Er muß zuverlässig und fachlich geeignet sein. Fachliche Eig-
nung setzt ausreichende Kenntnisse in der Versicherungsmathematik und 
Berufserfahrung voraus. Eine ausreichende Berufserfahrung ist regelmäßig 
anzunehmen, wenn eine mindestens dreijährige Tätigkeit als Versiche-
rungsmathematiker nachgewiesen wird. 

(2) Der in Aussicht genommene Verantwortliche Aktuar muß vor Bestellung 
der Aufsichtsbehörde unter Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung 
der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung gemäß Absatz 1 wesentlich 
sind, benannt werden. Wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, 
daß der in Aussicht genommene Verantwortliche Aktuar nicht zuverlässig 
oder nicht fachlich geeignet ist, so kann die Aufsichtsbehörde verlangen, 
daß eine andere Person benannt wird. Werden nach der Bestellung Um-
stände bekannt, die einer Bestellung entgegengestanden hätten, oder er-
füllt der Verantwortliche Aktuar die ihm nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben nicht ordnungsgemäß, kann die Aufsichtsbehörde verlangen, 
daß ein anderer Verantwortlicher Aktuar bestellt wird. Erfüllt in den Fällen 
der Sätze 2 und 3 auch der in Aussicht genommene oder der neue Ver-
antwortliche Aktuar die Voraussetzungen nicht oder unterbleibt eine neue 
Bestellung, so kann sie den Verantwortlichen Aktuar selbst bestellen. Das 
Ausscheiden des Verantwortlichen Aktuars ist der Aufsichtsbehörde unver-
züglich mitzuteilen. Ist die Kündigung des mit dem verantwortlichen Aktu-
ar geschlossenen Vertrages oder dessen einvernehmliche Aufhebung beab-
sichtigt, so hat das in Absatz 2a genannte Organ dies der Aufsichtsbehörde 
vorab unter Darlegung der Gründe mitzuteilen. 

(2a)  Der Verantwortliche Aktuar wird vom Aufsichtsrat oder, soweit ein solcher 
nicht vorhanden ist, einem entsprechenden obersten Organ bestellt oder 
entlassen. 

(2b) Der Verantwortliche Aktuar hat an der Sitzung des Aufsichtsrats über die 
Feststellung des Jahresabschlusses teilzunehmen und über die wesentlichen 
Ergebnisse seines Erläuterungsberichts zur versicherungsmathematischen 
Bestätigung zu berichten. Der Aufsichtsrat hat in seinem Bericht an die 
Hauptversammlung zu dem Erläuterungsbericht des Verantwortlichen Ak-
tuars Stellung zu nehmen. 

(3)  Dem Verantwortlichen Aktuar obliegen die folgenden Aufgaben:  
1. Er hat sicherzustellen, daß bei der Berechnung der Prämien und der De-

ckungsrückstellungen die Grundsätze des § 11 und der aufgrund des § 
65 Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnungen sowie des § 341f des Han-
delsgesetzbuchs eingehalten werden. Dabei muß er die Finanzlage des 
Unternehmens insbesondere daraufhin überprüfen, ob die dauernde Er-
füllbarkeit der sich aus den Versicherungsverträgen ergebenden Ver-
pflichtungen jederzeit gewährleistet ist und das Unternehmen über aus-
reichende Mittel in Höhe der Solvabilitätsspanne verfügt. 

2. Er hat, sofern es sich nicht um einen kleineren Verein (§ 53 Abs. 1 Satz 
1) handelt, unter der Bilanz zu bestätigen, daß die Deckungsrückstellung 
nach § 341f des Handelsgesetzbuchs sowie der aufgrund des § 65 Abs. 
1 erlassenen Rechtsverordnungen gebildet ist (versicherungsmathemati-
sche Bestätigung); § 341k des Handelsgesetzbuchs über die Prüfung 
bleibt unberührt. In einem Bericht an den Vorstand des Unternehmens 
hat er zu erläutern, welche Kalkulationsansätze und weiteren Annahmen 
der Bestätigung zugrunde liegen. 

3. Sobald er bei der Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben erkennt, daß 
er möglicherweise die Bestätigung gemäß Nummer 2 nicht oder nur mit 
Einschränkungen wird abgeben können, hat er den Vorstand, und wenn 
dieser der Beanstandung nicht unverzüglich abhilft, sofort die Aufsichts-
behörde zu unterrichten; stellt er bei der Ausübung seiner Tätigkeit Tat-
sachen fest, die den Bestand des Unternehmens gefährden oder seine 
Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können, hat er den Vorstand 
und die Aufsichtsbehörde unverzüglich zu unterrichten. 

4  Für die Versicherungsverträge mit Anspruch auf Überschussbeteiligung 
hat er dem Vorstand Vorschläge für eine angemessene Beteiligung am 
Überschuss vorzulegen; dabei hat er die dauernde Erfüllbarkeit der sich 
aus den Versicherungsverträgen ergebenden Verpflichtungen des Unter-
nehmens zu berücksichtigen. In einem Bericht an den Vorstand des Un-
ternehmens hat er zu erläutern, aus welchen Tatsachen und Annahmen 
sich die Angemessenheit seines Vorschlags ergibt. 

(4) Der Vorstand des Unternehmens ist verpflichtet,  
1. dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche Informationen zugänglich zu 

machen, die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner Aufgaben ge-
mäß Absatz 3 erforderlich sind, 

2. der Aufsichtsbehörde den Erläuterungsbericht zur versicherungsma-
thematischen Bestätigung gemäß Absatz 3 Nr. 2 sowie den Angemes-
senheitsbericht nach Absatz 3 Nr. 4 Satz 2 vorzulegen, und 

3. der Aufsichtsbehörde den Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars 
gemäß Absatz 3 Nr. 4 Satz 1 unverzüglich vorzulegen und mitzutei-
len, wenn er beabsichtigt, eine vom Vorschlag des Verantwortlichen 
Aktuars abweichende Überschussbeteiligung festzusetzen. Die Grün-
de für die Abweichung sind der Aufsichtsbehörde schriftlich mitzutei-
len. 

(5) Für Sterbekassen gelten Absatz 3 Nr. 1 Satz 1, Nr. 2 Satz 2 und Nr. 4 Satz 
2 sowie Absatz 4 Nr. 2 und 3 nicht. Die Verpflichtung zu den Überprüfun-
gen nach Absatz 3 Nr. 1 Satz 2 gilt auch in diesen Fällen. Absatz 3 Nr. 2 
Satz 1 gilt, sofern es sich nicht um einen kleineren Verein (§ 53 Abs. 1 Satz 
1) handelt, mit der Maßgabe, daß an die Stelle der dort genannten Bestä-

tigung die Bestätigung tritt, daß die Deckungsrückstellung nach dem ge-
nehmigten Geschäftsplan gebildet ist (versicherungsmathematische Bestä-
tigung). 

(6)  Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung den Wortlaut der versicherungsmathematischen Bestätigung und nä-
here Einzelheiten zum Inhalt und Umfang sowie zur Vorlagefrist des Erläu-
terungsberichts gemäß Absatz 3 Nr. 2 und Absatz 5 sowie nähere Einzel-
heiten zum Inhalt und Umfang und zur Vorlagefrist des Berichts gemäß 
Absatz 3 Nr. 4 festzulegen. Die Ermächtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die Bundesanstalt übertragen werden. Diese erläßt die Vorschrif-
ten im Benehmen mit den Aufsichtsbehörden der Länder. Rechtsverord-
nungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen nicht der Zustimmung des Bun-
desrates. 

 
(...) 

§ 11e Deckungsrückstellung für Haftpflicht- und Unfall-Renten 

Für die Berechnung der Deckungsrückstellung von Renten in der Allgemeinen 
Haftpflichtversicherung, der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, der Kraft-
fahrt-Unfallversicherung sowie der Allgemeinen Unfallversicherung ohne Rück-
gewähr der Prämie gilt § 11a Abs. 1 bis 2a und 3 bis 6 entsprechend. 
 
(...) 
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C. Auszug aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB)  

(...) 

§ 123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung 

(1)  Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder 
widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklärung an-
fechten. 

(2)  Hat ein Dritter die Täuschung verübt, so ist eine Erklärung, die einem ande-
ren gegenüber abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieser die Täu-
schung kannte oder kennen musste. Soweit ein anderer als derjenige, wel-
chem gegenüber die Erklärung abzugeben war, aus der Erklärung unmit-
telbar ein Recht erworben hat, ist die Erklärung ihm gegenüber anfechtbar, 
wenn er die Täuschung kannte oder kennen musste. 

 
(...) 

§ 126b Textform 

Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss eine lesbare Erklärung, in der 
die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger ab-
gegeben werden. Ein dauerhafter Datenträger ist jedes Medium, das  
1. es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger befindliche, an 

ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder zu speichern, 
dass sie ihm während eines für ihren Zweck angemessenen Zeitraums zu-
gänglich ist, und 

2. geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben. 
 
(...) 

§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist 

Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre. 
 
(...) 
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D. Auszug der der Zivilprozessordnung (ZPO)  

(...) 

§ 13 Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes 

Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz bestimmt. 

(...) 

§ 17 Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen 

(1)  Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen sowie 
derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen Vereine und 
derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmassen, die als solche 
verklagt werden können, wird durch ihren Sitz bestimmt. Als Sitz gilt, 
wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo die Verwaltung geführt wird. 

(2)  Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem Gericht, in 
dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als solche verklagt 
werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes. 

(3)  Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimmten Ge-
richtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise besonders geregelter 
Gerichtsstand zulässig. 

 
(...) 

§ 21 Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung 

(1)  Hat jemand zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder eines anderen 
Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Geschäfte geschlos-
sen werden, so können gegen ihn alle Klagen, die auf den Geschäftsbe-
trieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem Gericht des Ortes erhoben 
werden, wo die Niederlassung sich befindet. 

(2)  Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen Personen 
begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden versehenes Gut 
als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirtschaften, soweit diese Kla-
gen die auf die Bewirtschaftung des Gutes sich beziehenden Rechtsver-
hältnisse betreffen. 

 
(...) 
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E. Auszug aus dem Handelsgesetzbuch (HGB)  

(...) 

§ 341e Allgemeine Bilanzierungsgrundsätze 

(1)  Versicherungsunternehmen haben versicherungstechnische Rückstellungen 
auch insoweit zu bilden, wie dies nach vernünftiger kaufmännischer Beur-
teilung notwendig ist, um die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen 
aus den Versicherungsverträgen sicherzustellen. Dabei sind die im Interesse 
der Versicherten erlassenen aufsichtsrechtlichen Vorschriften über die bei 
der Berechnung der Rückstellungen zu verwendenden Rechnungsgrundla-
gen einschließlich des dafür anzusetzenden Rechnungszinsfußes und über 
die Zuweisung bestimmter Kapitalerträge zu den Rückstellungen zu be-
rücksichtigen. Die Rückstellungen sind nach den Wertverhältnissen am Ab-
schlußstichtag zu bewerten und nicht nach § 253 Abs. 2 abzuzinsen. 

(2)  Versicherungstechnische Rückstellungen sind außer in den Fällen der §§ 
341f bis 341h insbesondere zu bilden  
1  für den Teil der Beiträge, der Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem 

Abschlußstichtag darstellt (Beitragsüberträge); 
2. für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattungen, 

soweit die ausschließliche Verwendung der Rückstellung zu diesem 
Zweck durch Gesetz, Satzung, geschäftsplanmäßige Erklärung oder ver-
tragliche Vereinbarung gesichert ist (Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung); 

3. für Verluste, mit denen nach dem Abschlussstichtag aus bis zum Ende 
des Geschäftsjahres geschlossenen Verträgen zu rechnen ist (Rückstel-
lung für drohende Verluste aus dem Versicherungsgeschäft). 

(3)  Soweit eine Bewertung nach § 252 Abs. 1 Nr. 3 oder § 240 Abs. 4 nicht 
möglich ist oder der damit verbundene Aufwand unverhältnismäßig wäre, 
können die Rückstellungen auf Grund von Näherungsverfahren geschätzt 
werden, wenn anzunehmen ist, daß diese zu annähernd gleichen Ergebnis-
sen wie Einzelberechnungen führen. 

 
(...) 


